
22.078 - 1

Geltendes Recht Entwurf des Bundesrates

vom 16. November 2022

Anträge der Kommission für Wissenschaft, 
Bildung und Kultur des Ständerates

vom 20. Oktober 2023

Zustimmung zum Entwurf, 
wo nichts vermerkt ist

22.078 s Patentgesetz. Änderung 

- 1 -
Ständerat
Wintersession 2023

Bundesgesetz 
über die Erfindungspatente
(Patentgesetz, PatG)

Änderung vom …

Die Bundesversammlung der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft,
nach Einsicht in die Botschaft des Bundesrates 
vom 16. November 20221,
beschliesst:
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

I

Das Patentgesetz vom 25. Juni 19542 wird wie 
folgt geändert:

Titel
Bundesgesetz über die Patente und ergänzen-
den Schutzzertifikate 
(Patentgesetz, PatG)

Ersatz von Ausdrücken
1 Im ganzen Erlass werden ersetzt, mit den 
nötigen grammatikalischen Anpassungen:
a. «Erfindungspatent» durch «Patent»;
b. «Patentbewerber» durch «Anmelder»;
c. «Patentgesuch» durch «Patentanmel-

dung»;
d. «Zollverwaltung» durch «BAZG».
2 Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.
3 Betrifft nur den französischen Text.
4 In den Artikeln 140g, 140l Absatz 1, 140p und 
140s Absatz 1 wird «Patentregister» ersetzt 
durch «Register für ergänzende Schutzzertifi-
kate».
5 Betrifft nur den italienischen Text.

2  SR 232.14

I

Bundesgesetz über die Erfindungspatente 

(Patentgesetz, PatG)
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Gliederungstitel vor Art. 1

1. Titel: Patente
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen
1. Abschnitt: Voraussetzungen und 
Wirkung des Patents

Art. 1 Abs. 1

¹ Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Art. 4

II. Im Prüfungsverfahren
Im Verfahren vor dem Eidgenössischen Institut 
für Geistiges Eigentum (IGE) gilt der Patentan-
melder (Anmelder) als berechtigt, die Erteilung 
des Patents zu beantragen.

Art. 5 Abs. 1 und 2

¹ Betrifft nur den französischen Text.

² Betrifft nur den französischen Text.

Erster Titel: Allgemeine Bestimmungen

1. Abschnitt: Voraussetzungen und 
Wirkung des Patentes

Art. 1
A. Patentierbare Erfindungen
I. Grundsatz

¹ Für neue gewerblich anwendbare Erfindun-
gen werden Erfindungspatente erteilt.
² Was sich in nahe liegender Weise aus dem 
Stand der Technik (Art. 7 Abs. 2) ergibt, ist 
keine patentierbare Erfindung.
³ Die Patente werden ohne Gewährleistung des 
Staates erteilt.

Art. 4
II. Im Prüfungsverfahren

Im Verfahren vor dem Eidgenössischen Institut 
für Geistiges Eigen tum (IGE) gilt der Patentbe-
werber als berechtigt, die Erteilung des Paten-
tes zu bean tra gen.

Art. 5
D. Nennung des Erfinders
I. Anspruch des Erfinders
¹ Der Patentbewerber hat dem IGE den Erfin-
der schriftlich zu nennen.
² Die vom Patentbewerber genannte Person 
wird im Patentregister, in der Veröffentlichung 
des Patentgesuchs und der Patenterteilung 
sowie in der Patentschrift als Erfinder aufge-
führt.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 6 Abs. 1 und 2

¹ Betrifft nur den französischen Text.

² Betrifft nur den französischen Text.

Art. 7 Abs. 3 Einleitungssatz

3 In Bezug auf die Neuheit umfasst der Stand 
der Technik auch den Inhalt einer früheren oder 
prioritätsälteren Anmeldung für die Schweiz in 
der für das Anmeldedatum massgebenden 
Fassung, deren Anmelde- oder Prioritätsdatum 
vor dem in Absatz 2 genannten Datum liegt 
und die erst an oder nach diesem Datum der 
Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurde, so-
fern:

3 Absatz 2 ist entsprechend anwendbar, wenn 
ein Dritter ein vollstreckbares Urteil vorlegt, aus 
welchem hervorgeht, dass nicht die vom  
Patentbewerber genannte Person, sondern der 
Dritte der Erfinder ist.

Art. 6
II. Verzicht auf Nennung

¹ Wenn der vom Patentbewerber genannte 
Erfinder darauf verzichtet, unterbleiben die in 
Artikel 5 Absatz 2 vorgeschriebenen Massnah-
men.
² Ein im Voraus erklärter Verzicht des Erfinders 
auf Nennung ist ohne rechtliche Wirkung.

Art. 7
E. Neuheit der Erfindung
I. Stand der Technik

¹ Eine Erfindung gilt als neu, wenn sie nicht 
zum Stand der Technik gehört.
² Den Stand der Technik bildet alles, was vor 
dem Anmelde- oder dem Prioritätsdatum der 
Öffentlichkeit durch schriftliche oder mündliche 
Beschreibung, durch Benützung oder in sonsti-
ger Weise zugänglich gemacht worden ist.
³ In Bezug auf die Neuheit umfasst der Stand 
der Technik auch den Inhalt einer früheren oder 
prioritätsälteren Anmeldung für die Schweiz in 
der ursprünglich eingereichten Fassung, deren 
Anmelde- oder Prioritätsdatum vor dem in 
Absatz 2 genannten Datum liegt und die erst 
an oder nach diesem Datum der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht wurde, sofern:

a. im Falle einer internationalen Anmeldung 
die Voraussetzungen nach Artikel 138 erfüllt 
sind;
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 13 Abs. 1 Bst. b

1 ...

b. Betrifft nur den französischen und den 
italienischen Text. 
 
 

b. im Falle einer europäischen Anmeldung, die 
aus einer internationalen Anmeldung her-
vorgegangen ist, die Voraussetzungen nach 
Artikel 153 Absatz 5 des Europäischen 
Patentübereinkommens vom 5. Oktober 
1973 in seiner revidierten Fassung vom 29. 
November 2000 erfüllt sind;

c. im Falle einer europäischen Anmeldung die 
Gebühren nach Artikel 79 Absatz 2 des 
Europäischen Patentübereinkommens vom 
5. Oktober 1973 in seiner revidierten Fas-
sung vom 29. November 2000 für die wirk-
same Benennung der Schweiz entrichtet 
wurden.

Art. 13
J. Auslandswohnsitz
¹ Wer an einem Verwaltungsverfahren nach 
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz 
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss ein Zu-
stellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen, es 
sei denn, das Völkerrecht oder die zuständige 
ausländische Stelle gestatte der Behörde, 
Schriftstücke im betreffenden Staat direkt zuzu-
stellen. Ein Zustellungsdomizil in der Schweiz 
ist nicht erforderlich für:
a. die Einreichung eines Patentgesuchs zum 

Zweck der Zuerkennung eines Anmeldeda-
tums;

b. die Bezahlung von Gebühren, die Einrei-
chung von Übersetzungen sowie die Einrei-
chung und Behandlung von Anträgen nach 
der Patenterteilung, soweit die Anträge zu 
keiner Beanstandung Anlass geben.

1bis Das IGE ist befugt, gegenüber der zuständi-
gen ausländischen Stelle zu erklären, dass im 
Bereich des geistigen Eigentums in der 
Schweiz die direkte Zustellung zulässig ist, 
sofern der Schweiz Gegenrecht gewährt wird.
² Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über 
die berufsmässige Prozessvertretung.

e-parl 02.11.2023 15:29



- 6 -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 16

Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 
 
 
 

Gliederungstitel vor Art. 17
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Art. 19 Abs. 1

1 Betrifft nur den französischen Text.

Gliederungstitel vor Art. 24
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Art. 24 Abs. 1

1 Der Patentinhaber kann auf das Patent teil-
weise verzichten, indem er beim IGE den An-
trag stellt:
a. einen Patentanspruch (Art. 51 und 55) 

aufzuheben;

Art. 16
L. Vorbehalt

Patentbewerber und Patentinhaber schweizeri-
scher Staatsangehörigkeit können sich auf die 
Bestimmungen des für die Schweiz verbindli-
chen Textes der Pariser Verbandsübereinkunft 
vom 20. März 1883 zum Schutz des gewerbli-
chen Eigentums berufen, wenn jene günstiger 
sind als die Bestimmungen dieses Gesetzes.

2. Abschnitt: Prioritätsrecht

Art. 19
C. Formvorschriften

¹ Wer ein Prioritätsrecht beanspruchen will, hat 
dem IGE eine Prioritätserklärung abzugeben 
und einen Prioritätsbeleg einzureichen.
² Der Prioritätsanspruch ist verwirkt, wenn die 
Fristen und Formerfordernisse der Verordnung 
nicht beachtet werden.

3. Abschnitt: Änderungen im Bestand 
des Patentes

Art. 24
A. Teilverzicht
I. Voraussetzungen

¹ Der Patentinhaber kann auf das Patent teil-
weise verzichten, indem er beim IGE den An-
trag stellt:
a. einen Patentanspruch (Art. 51 und 55) 

aufzuheben; oder
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

b. einen unabhängigen Patentanspruch durch 
Zusammenlegung mit einem oder mehreren 
von ihm abhängigen Patentansprüchen 
einzuschränken; oder

c. einen unabhängigen Patentanspruch auf 
anderem Weg einzuschränken; in diesem 
Fall darf der Gegenstand des geänderten 
Patents nicht über den Inhalt der Patentan-
meldung in der für das Anmeldedatum 
massgebenden Fassung hinausgehen und 
der sachliche Geltungsbereich des Patents 
darf nicht erweitert werden. 

Art. 25

Aufgehoben

b. einen unabhängigen Patentanspruch durch 
Zusammenlegung mit einem oder mehreren 
von ihm abhängigen Patentansprüchen 
einzuschränken; oder

c. einen unabhängigen Patentanspruch auf 
anderem Weg einzuschränken; in diesem 
Fall muss der eingeschränkte Patentan-
spruch sich auf die gleiche Erfindung bezie-
hen und eine Ausführungsart definieren, die 
in der veröffentlichten Patentschrift und in 
der für das Anmeldedatum massgebenden 
Fassung des Patentgesuches vorgesehen 
ist.

Art. 25
II. Errichtung neuer Patente

¹ Können die nach einem Teilverzicht verblei-
benden Patentansprüche nach den Artikeln 52 
und 55 nicht im nämlichen Patent bestehen, so 
muss das Patent entsprechend eingeschränkt 
werden.
² Für die wegfallenden Patentansprüche kann 
der Patentinhaber die Errichtung eines oder 
mehrerer neuer Patente beantragen, die das 
Anmeldedatum des ursprünglichen Patentes 
erhalten.
³ Nach Eintragung des Teilverzichts im Patent-
register setzt das IGE dem Patentinhaber eine 
Frist für den Antrag auf Errichtung neuer Pa-
tente nach Absatz 2; nachher erlischt das An-
tragsrecht.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 26 Abs. 1 Bst. cbis und d sowie 2

1 Der Richter stellt auf Klage hin die Nichtigkeit 
des Patents fest, wenn:

cbis. der sachliche Geltungsbereich des 
Patents erweitert worden ist; oder

d. der Patentinhaber weder der Erfinder noch 
dessen Rechtsnachfolger ist, noch aus 
einem andern Rechtsgrund ein Recht auf 
das Patent hat.

2 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 27 Abs. 1–3

1 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 26
B. Nichtigkeitsklage
I. Nichtigkeitsgründe

¹ Der Richter stellt auf Klage hin die Nichtigkeit 
des Patents fest, wenn:
a. der Gegenstand des Patents nach den 

Artikeln 1, 1a, 1b und 2 nicht patentierbar 
ist;

b. die Erfindung in der Patentschrift nicht so 
dargelegt ist, dass der Fachmann sie aus-
führen kann;

c. der Gegenstand des Patents über den 
Inhalt des Patentgesuchs in der für das 
Anmeldedatum massgebenden Fassung 
hinausgeht;

d. der Patentinhaber weder der Erfinder noch 
dessen Rechtsnachfolger ist noch aus 
einem andern Rechtsgrund ein Recht auf 
das Patent hatte. 

² Ist ein Patent unter Anerkennung einer Priori-
tät erteilt worden und hat die Anmeldung, deren 
Priorität beansprucht ist, nicht zum Patent 
geführt, so kann der Richter vom Patentinhaber 
verlangen, die Gründe anzugeben und Beweis-
mittel vorzulegen; wird die Auskunft verweigert, 
so würdigt dies der Richter nach freiem Ermes-
sen. 

Art. 27
II. Teilnichtigkeit
¹ Trifft ein Nichtigkeitsgrund nur für einen Teil 
der patentierten Erfindung zu, so ist das Patent 
durch den Richter entsprechend einzuschrän-
ken.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

2 Betrifft nur den französischen Text.

3 Aufgehoben

Gliederungstitel vor Art. 29
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 
 

Art. 29 Abs. 1 und 3

1 Ist die Patentanmeldung von einem Anmelder 
eingereicht worden, der gemäss Artikel 3 kein 
Recht auf das Patent hat, so kann der Berech-
tigte auf Abtretung der Patentanmeldung oder, 
wenn das Patent bereits erteilt worden ist, 
entweder auf Abtretung oder auf Erklärung der 
Nichtigkeit des Patents klagen.

3 Betrifft nur den französischen Text.

² Der Richter hat den Parteien Gelegenheit zu 
geben, sich zu der von ihm in Aussicht genom-
menen Neufassung des Patentanspruches zu 
äussern; er kann überdies die Vernehmlassung 
des IGE einholen.
³ Artikel 25 ist entsprechend anwendbar.

4. Abschnitt:  
Änderungen im Recht auf das Patent 
und im Recht am Patent; 
Lizenzerteilung

Art. 29
A. Abtretungsklage
I. Voraussetzungen und Wirkung gegenüber 
Dritten

¹ Ist das Patentgesuch von einem Bewerber 
eingereicht worden, der gemäss Artikel 3 kein 
Recht auf das Patent hat, so kann der Berech-
tigte auf Abtretung des Patentgesuches oder, 
wenn das Patent bereits erteilt worden ist, 
entweder auf Abtretung oder auf Erklärung der 
Nichtigkeit des Patentes klagen.
² ...
³ Wird die Abtretung verfügt, so fallen die inzwi-
schen Dritten eingeräumten Lizenzen oder 
andern Rechte dahin; diese Dritten haben 
jedoch, wenn sie bereits in gutem Glauben die 
Erfindung im Inland gewerbsmässig benützt 
oder besondere Veranstaltungen dazu getrof-
fen haben, Anspruch auf Erteilung einer nicht 
ausschliesslichen Lizenz.
⁴ Vorbehalten bleiben alle Schadenersatzan-
sprüche.
⁵ Artikel 40e ist entsprechend anwendbar. 
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 30 Abs. 2 und 3

2 Für die gestrichenen Patentansprüche kann 
der Beklagte die Errichtung eines oder mehre-
rer neuer Patente beantragen, die das Anmel-
dedatum des ursprünglichen Patents erhalten.
3 Nach Eintragung der Teilabtretung im Patent-
register setzt das IGE dem Beklagten eine Frist 
für den Antrag auf Errichtung neuer Patente 
nach Absatz 2; nachher erlischt das Antrags-
recht.

Art. 34 Abs. 1

¹ Betrifft nur den französischen Text.

Art. 30
II. Teilabtretung
¹ Vermag der Kläger sein Recht nicht hinsicht-
lich aller Patentansprüche nachzuweisen, so ist 
die Abtretung des Patentgesuches oder des 
Patentes unter Streichung jener Patentansprü-
che zu verfügen, für die er sein Recht nicht 
nachgewiesen hat. 
2 Artikel 25 ist entsprechend anwendbar.

Art. 34
D. Lizenzerteilung

¹ Der Patentbewerber oder Patentinhaber kann 
einen andern zur Benützung der Erfindung 
ermächtigen (Lizenzerteilung).
² Steht das Patentgesuch oder das Patent im 
Eigentum mehrerer, so kann eine Lizenz nur 
mit Zustimmung aller Berechtigten erteilt wer-
den.
³ Gegenüber einem gutgläubigen Erwerber von 
Rechten am Patent sind entgegenstehende 
Lizenzen unwirksam, die im Patentregister 
nicht eingetragen sind.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Gliederungstitel vor Art. 35
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

Art. 35 Abs. 1 und 2

¹ Betrifft nur den französischen Text.

² Betrifft nur den französischen Text.

Gliederungstitel vor Art. 41
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Art. 41
Das Erlangen und Aufrechterhalten eines Pa-
tents sowie das Behandeln von besonderen 
Anträgen setzen die Bezahlung der Gebühren 
voraus, die vom IGE gestützt auf Artikel 13 des 
Bundesgesetzes vom 24. März 19953 über 
Statut und Aufgaben des Eidgenössischen 
Instituts für Geistiges Eigentum festgelegt wer-
den.

3  SR 172.010.31

5. Abschnitt:  
Gesetzliche Beschränkungen im Recht 
aus dem Patent

Art. 35
A. Mitbenützungsrecht; ausländische Verkehrs-
mittel

¹ Das Patent kann demjenigen nicht entgegen-
gehalten werden, der bereits vor dem Anmel-
de- oder Prioritätsdatum die Erfindung im guten 
Glauben im Inland gewerbsmässig benützt 
oder besondere Anstalten dazu getroffen hat.
² Wer sich auf Absatz 1 zu berufen vermag, 
darf die Erfindung zu seinen Geschäftszwe-
cken benützen; diese Befugnis kann nur zu-
sammen mit dem Geschäft vererbt oder über-
tragen werden.
³ Auf Verkehrsmittel, welche nur vorüberge-
hend in das Inland gelangen, und auf Einrich-
tungen an solchen erstreckt sich die Wirkung 
des Patentes nicht.

6. Abschnitt: Gebühren

Art. 41
Das Erlangen und Aufrechterhalten eines Pa-
tents sowie das Behandeln von besonderen 
Anträgen setzen die Bezahlung der in der Ver-
ordnung dafür vorgesehenen Gebühren vor-
aus.
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Gliederungstitel vor Art. 46a
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

Art. 46a Abs. 1 und 4 Bst. e

1 Betrifft nur den französischen Text.

4 Die Weiterbehandlung ist ausgeschlossen 
beim Versäumen:

e. der Fristen für die Einreichung des Prü-
fungsantrags (Art. 58b Abs. 3);

7. Abschnitt:  
Weiterbehandlung und Wieder-
einsetzung in den früheren Stand

Art. 46a
A. Weiterbehandlung
¹ Hat der Patentbewerber oder der Patentinha-
ber eine gesetzliche oder vom IGE angesetzte 
Frist versäumt, so kann er beim IGE die Wei-
terbehandlung beantragen.
² Er muss den Antrag innerhalb von zwei Mo-
naten seit dem Zugang der Benachrichtigung 
des IGE über das Fristversäumnis einreichen, 
spätestens jedoch innerhalb von sechs Mona-
ten nach Ablauf der versäumten Frist. Inner-
halb dieser Fristen muss er zudem die unter-
bliebene Handlung vollständig nachholen, 
gegebenenfalls das Patentgesuch vervollstän-
digen und die Weiterbehandlungsgebühr be-
zahlen.
³ Durch die Gutheissung des Weiterbehand-
lungsantrags wird der Zustand hergestellt, der 
bei rechtzeitiger Handlung eingetreten wäre. 
Vorbehalten bleibt Artikel 48.
⁴ Die Weiterbehandlung ist ausgeschlossen 
beim Versäumen:
a. der Fristen, die nicht gegenüber dem IGE 

einzuhalten sind;
b. der Fristen für die Einreichung des Weiter-

behandlungsantrags (Abs. 2);
c. der Fristen für die Einreichung des Wieder-

einsetzungsgesuchs (Art. 47 Abs. 2);
d. der Fristen für die Einreichung eines Pa-

tentgesuchs mit Beanspruchung des Priori-
tätsrechts und für die Prioritätserklärung 
(Art. 17 und 19);

e. ...
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 47 Abs. 1

1 Vermag der Anmelder oder Patentinhaber 
glaubhaft zu machen, dass er ohne sein Ver-
schulden an der Einhaltung einer durch das 
Gesetz oder die Verordnung vorgeschriebenen 
oder vom IGE angesetzten Frist verhindert 
wurde, so ist ihm auf sein Gesuch hin Wieder-
einsetzung in den früheren Stand zu gewähren. 

f. der Frist für die Änderung der technischen 
Unterlagen (Art. 58 Abs. 1);

g. ...
h. von Fristen für das Gesuch um Erteilung 

eines ergänzenden Schutzzertifikats (Art. 
140f Abs. 1, 146 Abs. 2 und 147 Abs. 3) 
oder um Verlängerung von dessen Dauer 
(Art. 140o Abs. 1) sowie um Erteilung eines 
pädiatrischen ergänzenden Schutzzertifi-
kats (Art. 140v Abs. 1);

i. der Fristen, die durch Verordnung festge-
legt worden sind und bei deren Überschrei-
tung die Weiterbehandlung ausgeschlossen 
ist.

Art. 47
B. Wiedereinsetzung in den früheren Stand
¹ Vermag der Patentbewerber oder Patentinha-
ber glaubhaft zu machen, dass er ohne sein 
Verschulden an der Einhaltung einer durch das 
Gesetz oder die Vollziehungsverordnung vor-
geschriebenen oder vom IGE angesetzten Frist 
verhindert wurde, so ist ihm auf sein Gesuch 
hin Wiedereinsetzung in den früheren Stand zu 
gewähren.
² Das Gesuch ist innert zwei Monaten seit dem 
Wegfall des Hindernisses, spätestens aber 
innert eines Jahres seit dem Ablauf der ver-
säumten Frist bei der Behörde einzureichen, 
bei welcher die versäumte Handlung vorzuneh-
men war; gleichzeitig ist die versäumte Hand-
lung nachzuholen.
³ Eine Wiedereinsetzung ist nicht zulässig im 
Fall von Absatz 2 hievor (Frist für das Wieder-
einsetzungsgesuch).
⁴ Wird dem Gesuch entsprochen, so wird da-
durch der Zustand hergestellt, welcher bei 
rechtzeitiger Handlung eingetreten wäre; vor-
behalten bleibt Artikel 48.
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Art. 48 Abs. 3

3 Betrifft nur den französischen Text.

Gliederungstitel vor Art. 48a
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Art. 48
C. Vorbehalt von Rechten Dritter
¹ Das Patent kann demjenigen nicht entgegen-
gehalten werden, der die Erfindung im Inland 
gutgläubig während der folgenden Zeitab-
schnitte gewerbsmässig benützt oder dazu 
besondere Anstalten getroffen hat:
a. zwischen dem letzten Tag der Frist für die 

Zahlung einer Patentjahresgebühr (…) und 
dem Tag, an dem ein Weiterbehandlungs-
antrag (Art. 46a) oder ein Wiedereinset-
zungsgesuch (Art. 47) eingereicht worden 
ist;

b. zwischen dem letzten Tag der Prioritätsfrist 
(Art. 17 Abs. 1) und dem Tag, an dem das 
Patentgesuch eingereicht worden ist.

² Dieses Mitbenützungsrecht richtet sich nach 
Artikel 35 Absatz 2.
³ Wer das Mitbenützungsrecht gemäss Absatz 
1 Buchstabe a beansprucht, hat dem Patentin-
haber dafür mit Wirkung vom Wiederaufleben 
des Patentes an eine angemessene Entschädi-
gung zu bezahlen.
⁴ Im Streitfall entscheidet der Richter über den 
Bestand und den Umfang des Mitbenützungs-
rechtes sowie über die Höhe einer nach Absatz 
3 zu bezahlenden Entschädigung.

8. Abschnitt: Vertretung und Aufsicht
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Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Gliederungstitel vor Art. 49

2. Kapitel: Die Patenterteilung
1. Abschnitt: Die Patentanmeldung

Art. 49 Abs. 1

1 Betrifft nur den französischen und den 
italienischen Text.

Art. 50a Abs. 3

Zweiter Titel: Die Patenterteilung
1. Abschnitt: Die Patentanmeldung

Art. 49
A. Form der Anmeldung
I. Im Allgemeinen
¹ Wer ein Erfindungspatent erlangen will, hat 
beim IGE ein Patentgesuch einzureichen.
² Das Patentgesuch muss enthalten:
a. einen Antrag auf Erteilung des Patentes;
b. eine Beschreibung der Erfindung und im 

Falle der Beanspruchung einer Sequenz, 
die sich von einer Sequenz oder Teilse-
quenz eines Gens ableitet, eine konkrete 
Beschreibung der von ihr erfüllten Funktion;

c. einen oder mehrere Patentansprüche;
d. die Zeichnungen, auf die sich die Beschrei-

bung oder die Patentansprüche beziehen;
e. eine Zusammenfassung. 
³ … 

Art. 50a
II. Biologisches Material
¹ Kann eine Erfindung, welche die Herstellung 
oder Verwendung biologischen Materials be-
trifft, nicht ausreichend dargelegt werden, so ist 
die Darlegung durch die Hinterlegung einer 
Probe des biologischen Materials und, in der 
Beschreibung, durch Angaben über die we-
sentlichen Merkmale des biologischen Materi-
als sowie einen Hinweis auf die Hinterlegung 
zu vervollständigen.
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3 Die Erfindung gilt nur dann als im Sinne von 
Artikel 50 offenbart, wenn die Probe des biolo-
gischen Materials spätestens am Anmeldeda-
tum bei einer anerkannten Hinterlegungsstelle 
hinterlegt worden ist und die Patentanmeldung 
in der für das Anmeldedatum massgebenden 
Fassung Angaben zum biologischen Material 
und den Hinweis auf die Hinterlegung enthält.

Art. 51 Abs. 1

1 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 52 Abs. 1 Einleitungssatz

1 Betrifft nur den französischen Text.

2 Kann bei einer Erfindung, die biologisches 
Material als Erzeugnis betrifft, die Herstellung 
nicht ausreichend dargelegt werden, so ist die 
Darlegung durch die Hinterlegung einer Probe 
des biologischen Materials und, in der Be-
schreibung, durch einen Hinweis auf die Hinter-
legung zu vervollständigen oder zu ersetzen.
3 Die Erfindung gilt nur dann als im Sinne von 
Artikel 50 offenbart, wenn die Probe des biolo-
gischen Materials spätestens am Anmeldeda-
tum bei einer anerkannten Hinterlegungsstelle 
hinterlegt worden ist und das Patentgesuch in 
seiner ursprünglich eingereichten Fassung 
Angaben zum biologischen Material und den 
Hinweis auf die Hinterlegung enthält.
4 Der Bundesrat regelt im Einzelnen die Anfor-
derungen an die Hinterlegung, an die Angaben 
zum biologischen Material und an den Hinweis 
auf die Hinterlegung 

Art. 51
C. Patentansprüche
I. Tragweite

¹ Die Erfindung ist in einem oder mehreren 
Patentansprüchen zu definieren.
2 Die Patentansprüche bestimmen den sachli-
chen Geltungsbereich des Patentes.
3 Die Beschreibung und die Zeichnungen sind 
zur Auslegung der Patentansprüche heranzu-
ziehen.

Art. 52
II. Unabhängige Patentansprüche

¹ Jeder unabhängige Patentanspruch darf nur 
eine einzige Erfindung definieren, und zwar:
a. ein Verfahren; oder
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Art. 56 Abs. 1 Bst. a und b sowie 2

1 ...

a. Betrifft nur den französischen Text.

b. Betrifft nur den französischen Text.

² Betrifft nur den französischen Text.

b. ein Erzeugnis, ein Ausführungsmittel oder 
eine Vorrichtung; oder

c. eine Anwendung eines Verfahrens; oder
d. eine Verwendung eines Erzeugnisses.
2 Ein Patent kann mehrere unabhängige Paten-
tansprüche umfassen, wenn sie eine Gruppe 
von Erfindungen definieren, die untereinander 
so verbunden sind, dass sie eine einzige allge-
meine erfinderische Idee verwirklichen.

Art. 56
E. Anmeldedatum
I. Im allgemeinen
¹ Als Anmeldedatum gilt der Tag, an dem der 
letzte der folgenden Bestandteile eingereicht 
wird:
a. ein ausdrücklicher oder stillschweigender 

Antrag auf Erteilung eines Patents;
b. Angaben, anhand deren die Identität des 

Patentbewerbers festgestellt werden kann;
c. ein Bestandteil, der dem Aussehen nach als 

Beschreibung angesehen werden kann.
2 Für Postsendungen ist der Zeitpunkt massge-
bend, an welchem sie der Schweizerischen 
Post zuhanden des IGE übergeben wurden. 
³ Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, insbe-
sondere die Sprache, in der die Bestandteile 
nach Absatz 1 einzureichen sind, das Anmelde-
datum und die Veröffentlichung, falls ein feh-
lender Teil der Beschreibung oder eine fehlen-
de Zeichnung nachgereicht wird, sowie den 
Ersatz der Beschreibung und der Zeichnungen 
durch einen Verweis auf ein früher eingereich-
tes Patentgesuch.
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Art. 57
II. Bei Teilung der Anmeldung
Eine Patentanmeldung, die aus der Teilung 
einer früheren hervorgeht, erhält deren Anmel-
dedatum:

a. wenn sie bei ihrer Einreichung ausdrücklich 
als Teilanmeldung bezeichnet wurde;

b. wenn die frühere Anmeldung zur Zeit der 
Einreichung der Teilanmeldung noch hängig 
war; und

c. soweit ihr Gegenstand nicht über den Inhalt 
der früheren Anmeldung in der für deren 
Anmeldedatum massgebenden Fassung 
hinausgeht.

Art. 57a
F. Bericht über den Stand der Technik 
1 Das IGE sorgt für die Erstellung und die Ver-
öffentlichung eines Berichts über den Stand 
der Technik.
2 Der Bericht wird auf der Grundlage der Paten-
tansprüche und unter angemessener Berück-
sichtigung der Beschreibung und gegebenen-
falls der Zeichnungen erstellt.
3 Das IGE kann auf die Erstellung eines Be-
richts über den Stand der Technik verzichten. 
In diesem Fall veröffentlicht es einen entspre-
chenden Hinweis.
4 Der Bundesrat regelt die Aufgaben des IGE 
bei der Ermittlung des Stands der Technik, 
insbesondere die Voraussetzungen für den 
Verzicht auf die Erstellung des Berichts.

Art. 57
II. Bei Teilung des Patentgesuches
¹ Ein Patentgesuch, das aus der Teilung eines 
früheren hervorgeht, erhält dessen Anmeldeda-
tum:

a. wenn es bei seiner Einreichung ausdrück-
lich als Teilgesuch bezeichnet wurde;

b. wenn das frühere Gesuch zur Zeit der Ein-
reichung des Teilgesuches noch hängig 
war; und

c. soweit sein Gegenstand nicht über den 
Inhalt des früheren Gesuches in der ur-
sprünglich eingereichten Fassung hinaus-
geht.

² ...
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Art. 58 Marginalie und Abs. 2
G. Änderung der technischen Unterlagen

2 Die technischen Unterlagen dürfen nicht so 
geändert werden, dass der Gegenstand der 
geänderten Anmeldung über den Inhalt der für 
das Anmeldedatum massgebenden Fassung 
hinausgeht.

Art. 58a Marginalie und Abs. 2–4
H. Veröffentlichung von Anmeldungen

2 Die Veröffentlichung enthält:
a. die Beschreibung;
b. die Patentansprüche;
c. allfällige Zeichnungen;
d. die Zusammenfassung; und
e. den Bericht über den Stand der Technik.
3 Ist der Bericht über den Stand der Technik 
nicht mit der Anmeldung veröffentlicht worden, 
so wird er so bald wie möglich gesondert veröf-
fentlicht.
4 Anmeldungen können in Englisch veröffent-
licht werden, wenn die technischen Unterlagen 
nicht in einer schweizerischen Amtssprache 
abgefasst sind.

Art. 58
F. Änderung der technischen Unterlagen
¹ Dem Patentbewerber ist bis zum Abschluss 
des Prüfungsverfahrens mindestens einmal 
Gelegenheit zu geben, die technischen Unter-
lagen zu ändern.
2 Die technischen Unterlagen dürfen nicht so 
geändert werden, dass der Gegenstand des 
geänderten Patentgesuchs über den Inhalt der 
ursprünglich eingereichten technischen Unter-
lagen hinausgeht.

Art. 58a
G. Veröffentlichung von Patentgesuchen
¹ Das IGE veröffentlicht Patentgesuche:
a. unverzüglich nach Ablauf von 18 Monaten 

nach dem Anmeldedatum oder, wenn eine 
Priorität in Anspruch genommen wurde, 
nach dem Prioritätsdatum;

b. auf Antrag des Anmelders vor Ablauf der 
Frist nach Buchstabe a.

² Die Veröffentlichung enthält die Beschrei-
bung, die Patentansprüche und gegebenenfalls 
die Zeichnungen, ferner die Zusammenfas-
sung, sofern diese vor Abschluss der techni-
schen Vorbereitungen für die Veröffentlichung 
vorliegt, und gegebenenfalls den Bericht über 
den Stand der Technik oder die Recherche 
internationaler Art nach Artikel 59 Absatz 5. Ist 
der Bericht über den Stand der Technik oder 
die Recherche internationaler Art nach Artikel 
59 Absatz 5 nicht mit dem Patentgesuch veröf-
fentlicht worden, so werden sie gesondert ver-
öffentlicht.
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Gliederungstitel vor Art. 58b
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Einfügen nach dem Gliederungstitel des 2. 
Abschnitts

Art. 58b
A. Antrag auf Prüfung
1 Das IGE prüft auf Antrag des Anmelders, ob 
der Gegenstand der Patentanmeldung den 
Voraussetzungen von Artikel 59 Absätze 1 und 
2 genügt.
2 Der Anmelder und jede Person können bean-
tragen, dass das IGE zusätzlich prüft, ob die 
Erfindung neu ist und ob sie sich nicht in nahe-
liegender Weise aus dem Stand der Technik 
ergibt (Art. 59 Abs. 4).
3 Die Anträge nach Absatz 1 und 2 müssen 
innerhalb von sechs Monaten ab Veröffentli-
chung des Berichts über den Stand der Technik 
nach Artikel 57a oder der Verzichtsmitteilung 
durch das IGE gestellt werden. Bei internatio-
nalen Anmeldungen nach Artikel 135 beginnt 
die Frist mit Veröffentlichung des ergänzenden 
Berichts über den Stand der Technik des IGE 
nach Artikel 139 oder der Verzichtsmitteilung.
4 Der Antrag nach Absatz 2 kann nicht zurück-
gezogen werden.
5 Dritte, die den Antrag nach Absatz 2 stellen, 
werden dadurch nicht Partei des Verfahrens.
6 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten des 
Verfahrens.
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Art. 59 Marginalie sowie Abs. 1 und 4–6
B. Prüfungsgegenstand
1 Betrifft nur den französischen Text.

4 Das IGE prüft nur auf Antrag nach Artikel 58b 
Absatz 2, ob die Erfindung neu ist und ob sie 
sich nicht in naheliegender Weise aus dem 
Stand der Technik ergibt.
5 Aufgehoben

6 Aufgehoben

Art. 59
A. Prüfungsgegenstand
¹ Entspricht der Gegenstand des Patentge-
suchs den Artikeln 1, 1a, 1b und 2 nicht oder 
bloss teilweise, so teilt das IGE dies dem Pat-
entbewerber unter Angabe der Gründe mit und 
setzt ihm eine Frist zur Stellungnahme.
2 Genügt das Patentgesuch andern Vorschrif-
ten des Gesetzes oder der Verordnung nicht, 
so setzt das IGE dem Patentbewerber eine 
Frist zur Behebung der Mängel.
3 ...
⁴ Das IGE prüft nicht, ob die Erfindung neu ist 
und ob sie sich in naheliegender Weise aus 
dem Stand der Technik ergibt.

⁵ Der Gesuchsteller kann gegen Zahlung einer 
Gebühr:
a. innerhalb von 14 Monaten nach dem An-

meldedatum oder, wenn eine Priorität in 
Anspruch genommen wurde, nach dem 
Prioritätsdatum beantragen, dass das IGE 
einen Bericht über den Stand der Technik 
erstellt; oder

b. innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Anmeldedatum einer Erstanmeldung bean-
tragen, dass das IGE eine Recherche inter-
nationaler Art vermittelt. 

⁶ Ist keine Abklärung nach Absatz 5 vorgenom-
men worden, so kann jede Person, die nach 
Artikel 65 Akteneinsicht verlangen kann, gegen 
Zahlung einer Gebühr beantragen, dass das 
IGE einen Bericht über den Stand der Technik 
erstellt. 
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Art. 59a Marginalie sowie Abs. 3 und 4
C. Prüfungsabschluss

3 Das IGE weist die Patentanmeldung ab, wenn 
die Anmeldung nicht zurückgezogen wird, ob-
wohl die Erteilung eines Patents aufgrund von 
Artikel 59 Absatz 1 ausgeschlossen ist. 
 

4 Es tritt auf die Anmeldung nicht ein, wenn die 
nach Artikel 59 Absatz 2 gerügten Mängel nicht 
behoben werden.

Art. 59c
D. Beschwerde
1 Verfügungen des IGE in Patentsachen unter-
liegen der Beschwerde an das Bundespatent-
gericht. 
 
 

2 Beschwerdeberechtigte Dritte nach Artikel 48 
des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 20. 
Dezember 19684 oder Artikel 59cbis können 
innerhalb von vier Monaten nach der 
Veröffentlichung der Eintragung des Patents 
Beschwerde erheben.

4  SR 172.021

Art. 59a
B. Prüfungsabschluss
¹ Sind die Voraussetzungen für die Erteilung 
des Patentes erfüllt, so teilt das IGE dem Pat-
entbewerber den Abschluss des Prüfungs-
ver-fahrens mit.
2 ...
3 Das IGE weist das Patentgesuch zurück, 
wenn:
a. das Gesuch nicht zurückgezogen wird, 

obwohl die Erteilung eines Patentes aus 
den Gründen nach Artikel 59 Absatz 1 aus-
geschlossen ist; oder

b. die nach Artikel 59 Absatz 2 gerügten Män-
gel nicht behoben werden.

Art. 59cArt. 59c
C. Einspruch
¹ Innerhalb von neun Monaten nach der Veröf-
fentlichung der Eintragung in das Patentregis-
ter kann jede Person beim IGE gegen ein von 
diesem erteiltes Patent Einspruch einlegen. 
Der Einspruch ist schriftlich einzureichen und 
zu begründen.

1 ...

2 Dritte sind zur Beschwerde berechtigt, wenn 
sie ihre Beschwerde darauf abstützen, dass 
der Gegenstand des Patents nach den Artikeln 
1a, 1b und 2 von der Patentierung ausge-
schlossen ist.

2 Der Einspruch kann nur darauf gestützt wer-
den, dass der Gegenstand des Patents nach 
den Artikeln 1a, 1b und 2 von der Patentierung 
ausgeschlossen ist.

3 Heisst das IGE den Einspruch ganz oder 
teilweise gut, so kann es das Patent widerrufen 
oder in geändertem Umfang aufrechterhalten. 
Der Einspruchsentscheid unterliegt der Be-
schwerde an das Bundesverwaltungsgericht.

3 Werden mit der Beschwerde andere Gründe 
geltend gemacht, richtet sich die Beschwerde-
berechtigung nach Artikel 48 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vom 20. Dezember 1968.
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Art. 59cbis

E. Beschwerde von Organisationen
1 Zur Beschwerde berechtigt sind Organisatio-
nen, die:
a. gesamtschweizerisch tätig sind; und
b. rein ideelle Zwecke verfolgen; allfällige 

wirtschaftliche Tätigkeiten müssen der 
Erreichung der ideellen Zwecke dienen.

2 Das Beschwerderecht steht den Organisatio-
nen zu, wenn das eingetragene Patent ein 
Gebiet der Technik betrifft, das seit mindestens 
fünf Jahren von ihrem statutarischen Zweck 
umfasst ist.

Gliederungstitel vor Art. 60
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 
 

Art. 60 Abs. 1bis–4

4 Der Bundesrat regelt die Einzelheiten, na-
mentlich das Verfahren.

4 Für beschwerdeberechtigte Dritte beträgt die 
Beschwerdefrist vier Monate ab Veröffentli-
chung der Eintragung des Patents.
5 Die Beschwerde gemäss Absatz 2 hat keine 
aufschiebende Wirkung. Die Vorinstanz kann 
ausnahmsweise bei einer allfälligen Beschwer-
de die aufschiebende Wirkung anordnen; die-
selbe Befugnis steht der Beschwerdeinstanz, 
ihrem Vorsitzenden oder dem Instruktionsrich-
ter nach Einreichung der Beschwerde zu.

Art. 59cbis

Streichen

3. Abschnitt:  
Patentregister; Veröffentlichungen des 
IGE; elektronischer Behördenverkehr

Art. 60
A. Patentregister
¹ Das Patent wird vom IGE durch Eintragung 
ins Patentregister erteilt.
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1bis Aufgehoben

2 Der Bundesrat legt fest, welche Angaben ins 
Patentregister eingetragen werden müssen. In 
jedem Fall eingetragen werden die Nummer 
des Patents, das Anmeldedatum und gegebe-
nenfalls Prioritätsangaben.
3 Im Patentregister sind ferner alle Änderungen 
im Bestand des Patents oder im Recht am 
Patent einzutragen.
4 Wird das Patent auf Englisch veröffentlicht, so 
werden der Titel der Erfindung und die Zusam-
menfassung in eine schweizerische Amtsspra-
che übersetzt.

Art. 61 Abs. 1 Bst. b

1 Das IGE veröffentlicht:

b. die Eintragung des Patents ins Patentregis-
ter und die nach Artikel 60 Absatz 2 einge-
tragenen Angaben;

1bis Ins Patentregister werden insbesondere 
folgende Angaben eingetragen: Nummer des 
Patentes, Klassifikationssymbole, Titel der 
Erfindung, Anmeldedatum, Name und Wohn-
sitz des Patentinhabers sowie gegebenenfalls 
Prioritätsangaben, Name und Geschäftssitz 
des Vertreters, Name des Erfinders. 
2 Im Patentregister sind ferner alle Änderungen 
im Bestand des Patentes oder im Recht am 
Patent einzutragen.

3 ...

Art. 61
B. Veröffentlichungen
I. Betr. Patentgesuche und eingetragene Pa-
tente

¹ Das IGE veröffentlicht:
a. das Patentgesuch mit den in Artikel 58a 

Absatz 2 aufgeführten Angaben;
b. die Eintragung des Patents ins Patentregis-

ter, mit den in Artikel 60 Absatz 1bis aufge-
führten Angaben;

c. die Löschung des Patents im Patentregis-
ter;

d. die im Register eingetragenen Änderungen 
im Bestand des Patents und im Recht am 
Patent.

2 ...
3 Das IGE bestimmt das Publikationsorgan.
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Art. 63 Abs. 2

2 Diese enthält die Beschreibung, die Paten-
tansprüche, die Zusammenfassung und gege-
benenfalls die Zeichnungen sowie die nach 
Artikel 60 Absatz 2 eingetragenen Angaben.

Art. 64

Aufgehoben

Art. 65 Abs. 2 zweiter Satz

2 …  
 
                                                       ... Er regelt 
insbesondere auch die Einsichtnahme in Pa-
tentanmeldungen, auf die vor deren Veröffentli-
chung nicht eingetreten worden ist, die abge-
wiesen oder zurückgezogen wurden.

Art. 63
II. Patentschrift

¹ Das IGE gibt für jedes erteilte Patent eine 
Patentschrift heraus.
² Diese enthält die Beschreibung, die Paten-
tansprüche, die Zusammenfassung und gege-
benenfalls die Zeichnungen sowie die Register-
angaben (Art. 60 Abs. 1bis).

Art. 64
C. Patenturkunde

¹ Sobald die Patentschrift zur Herausgabe 
bereit ist, stellt das IGE die Patenturkunde aus.
² Diese besteht aus einer Bescheinigung, in 
welcher die Erfüllung der gesetzlichen Bedin-
gungen für die Erlangung des Patentes festge-
stellt wird, und aus einem Exemplar der Patent-
schrift.

Art. 65
D. Akteneinsicht
¹ Nach der Veröffentlichung des Patentgesuchs 
darf jedermann in das Aktenheft Einsicht neh-
men. Der Bundesrat darf das Einsichtsrecht 
nur einschränken, wenn Fabrikations- oder 
Geschäftsgeheimnisse oder andere überwie-
gende Interessen entgegenstehen.
2 Der Bundesrat regelt, in welchen Fällen vor 
der Veröffentlichung des Patentgesuchs Ein-
sicht in das Aktenheft gewährt wird. Er regelt 
insbesondere auch die Einsichtnahme in Pa-
tentgesuche, die vor deren Veröffentlichung 
zurückgewiesen oder zurückgenommen wur-
den.
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Gliederungstitel vor Art. 66

3. Kapitel: Rechtsschutz
1. Abschnitt: 
Gemeinsame Bestimmungen für den 
zivilrechtlichen und strafrechtlichen 
Schutz

Art. 67 Abs. 1

¹ Betrifft nur den französischen Text.

Art. 68

Betrifft nur den französischen Text.

Dritter Titel: Rechtsschutz
1. Abschnitt: Gemeinsame 
Bestimmungen für den zivilrechtlichen 
und strafrechtlichen Schutz

Art. 67
B. Umkehrung der Beweislast

¹ Betrifft die Erfindung ein Verfahren zur Her-
stellung eines neuen Erzeugnisses, so gilt bis 
zum Beweis des Gegenteils jedes Erzeugnis 
von gleicher Beschaffenheit als nach dem 
patentierten Verfahren hergestellt.
² Absatz 1 ist entsprechend anwendbar im Fall 
eines Verfahrens zur Herstellung eines be-
kannten Erzeugnisses, wenn der Patentinhaber 
eine Patentverletzung glaubhaft macht.

Art. 68
C. Wahrung des Fabrikations- oder Geschäfts-
geheimnisses

¹ Fabrikations- oder Geschäftsgeheimnisse der 
Parteien sind zu wahren.
² Beweismittel, durch welche solche Geheim-
nisse offenbart werden können, dürfen dem 
Gegner nur insoweit zugänglich gemacht wer-
den, als dies mit der Wahrung der Geheimnis-
se vereinbar ist.
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Art. 69 Abs. 2

2 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 71

Betrifft nur den französischen Text.

Art. 69
D. Verwertung oder Zerstörung von Erzeugnis-
sen oder Einrichtungen
¹ Im Falle der Verurteilung kann der Richter die 
Einziehung und die Verwertung oder Zerstö-
rung der widerrechtlich hergestellten Erzeug-
nisse oder der vorwiegend zu ihrer Herstellung 
dienenden Einrichtungen, Geräte und sonsti-
gen Mittel anordnen.
² Der Verwertungsreinerlös wird zunächst zur 
Bezahlung der Busse, dann zur Bezahlung der 
Untersuchungs- und Gerichtskosten und end-
lich zur Bezahlung einer rechtskräftig festge-
stellten Schadenersatz- und Prozesskostenfor-
derung des Verletzten verwendet; ein 
Überschuss fällt dem bisherigen Eigentümer 
der verwerteten Gegenstände zu.
3 Auch im Fall einer Klageabweisung oder ei-
nes Freispruchs kann der Richter die Zerstö-
rung der vorwiegend zur Patentverletzung 
dienenden Einrichtungen, Geräte und sonsti-
gen Mittel anordnen.

Art. 71
G. Verbot der Stufenklagen

Wer eine der in den Artikeln 72, 73, 74 oder 81 
vorgesehenen Klagen erhoben hat und später 
wegen der gleichen oder einer gleichartigen 
Handlung auf Grund eines andern Patentes 
eine weitere Klage gegen die gleiche Person 
erhebt, hat die Gerichts- und Parteikosten des 
neuen Prozesses zu tragen, wenn er nicht 
glaubhaft macht, dass er im früheren Verfahren 
ohne sein Verschulden nicht in der Lage war, 
auch dieses andere Patent geltend zu machen.
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Gliederungstitel vor Art. 72
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

Gliederungstitel vor Art. 81
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

Art. 82 Abs. 2

2 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 86 Abs. 2

2. Abschnitt:  
Besondere Bestimmungen für den zivil-
rechtlichen Schutz

3. Abschnitt:  
Besondere Bestimmungen für den 
strafrechtlichen Schutz

Art. 82
III. Patentberühmung
¹ Wer seine Geschäftspapiere, Anzeigen jeder 
Art, Erzeugnisse oder Waren vorsätzlich mit 
einer Bezeichnung in Verkehr setzt oder feil-
hält, die geeignet ist, zu Unrecht den Glauben 
zu erwecken, dass ein Patentschutz für die 
Erzeugnisse oder Waren besteht, wird mit 
Busse bestraft. 
² Der Richter kann die Veröffentlichung des 
Urteils anordnen.

Art. 86
II. Einrede der Patentnichtigkeit
¹ Erhebt der Angeschuldigte die Einrede der 
Nichtigkeit des Patents, so kann ihm der Rich-
ter eine angemessene Frist zur Anhebung der 
Nichtigkeitsklage unter geeigneter Androhung 
für den Säumnisfall ansetzen; ist das Patent 
nicht auf Neuheit und erfinderische Tätigkeit 
geprüft worden und hat der Richter Zweifel an 
der Gültigkeit des Patents, oder hat der Ange-
schuldigte Umstände glaubhaft gemacht, wel-
che die Nichtigkeitseinrede als begründet er-
scheinen lassen, so kann der Richter dem 
Verletzten eine angemessene Frist zur Anhe-
bung der Klage auf Feststellung der Rechtsbe-
ständigkeit des Patents, ebenfalls unter geeig-
neter Androhung für den Säumnisfall, 
ansetzen. 
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2 Betrifft nur den französischen Text.

Gliederungstitel vor Art. 86a

4. Abschnitt: 
Hilfeleistung des Bundesamtes für Zoll 
und Grenzsicherheit

Art. 86a Abs. 1

1 Das Bundesamtes für Zoll und Grenzsicher-
heit (BAZG) ist ermächtigt, den Patentinhaber 
zu benachrichtigen, wenn der Verdacht be-
steht, dass das Verbringen ins schweizerische 
Zollgebiet oder aus dem schweizerischen Zoll-
gebiet von Waren bevorsteht, die ein in der 
Schweiz gültiges Patent verletzen. 

Gliederungstitel vor Art. 109

2. Titel:
Europäische Patentanmeldungen und 
europäische Patente
1. Abschnitt: Anwendbares Recht

Art. 109 Abs. 2

² Wird daraufhin die Klage rechtzeitig angeho-
ben, so ist das Strafverfahren bis zum endgülti-
gen Entscheid über die Klage einzustellen; 
unterdessen ruht die Verjährung.
³ ...

4. Abschnitt: Hilfeleistung der 
Zollverwaltung

Art. 86a
A. Anzeige verdächtiger Waren
¹ Die Zollverwaltung ist ermächtigt, den Paten-
tinhaber zu benachrichtigen, wenn der Ver-
dacht besteht, dass das Verbringen ins schwei-
zerische Zollgebiet oder aus dem 
schweizerischen Zollgebiet von Waren bevor-
steht, die ein in der Schweiz gültiges Patent 
verletzen. 
² In diesem Fall ist die Zollverwaltung ermäch-
tigt, die Waren während drei Werktagen zu-
rückzubehalten, damit die antragsberechtigte 
Person einen Antrag nach Artikel 86b Absatz 1 
stellen kann.

Fünfter Titel:
Europäische Patentanmeldungen und 
europäische Patente 
1. Abschnitt: Anwendbares Recht

Art. 109
Geltungsbereich des Gesetzes; 
Verhältnis zum Europäischen Übereinkommen

¹ Dieser Titel gilt für europäische Patentanmel-
dungen und europäische Patente, die für die 
Schweiz wirksam sind.
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2 Betrifft nur den französischen Text.

Gliederungstitel vor Art. 110
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 
 
 

Art. 110

Betrifft nur den französischen Text.

Gliederungstitel vor Art. 117
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Gliederungstitel vor Art. 121
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

² Die übrigen Bestimmungen dieses Gesetzes 
gelten, soweit sich aus dem Übereinkommen 
vom 5. Oktober 1973 über die Erteilung euro-
päischer Patente (Europäisches Patentüberein-
kommen) und diesem Titel nichts anderes 
ergibt.
³ Die für die Schweiz verbindliche Fassung des 
Europäischen Patentübereinkommens geht 
diesem Gesetz vor.

2. Abschnitt:  
Wirkungen der europäischen 
Patentanmeldung und des europäi-
schen Patents und Änderungen im 
Bestand des europäischen Patents

Art. 110
A. Grundsatz
I. Wirkungen
Die europäische Patentanmeldung, für die der 
Anmeldetag feststeht, und das europäische 
Patent haben in der Schweiz dieselbe Wirkung-
wie ein beim IGE vorschriftsmässig eingereich-
tes Patentgesuch und ein von diesem IGE 
erteiltes Erfindungspatent.

3. Abschnitt: Verwaltung des europäi-
schen Patentes

4. Abschnitt:  
Umwandlung der europäischen 
Patentanmeldung
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Art. 123

C. Übersetzung
Ist die Sprache der ursprünglichen Fassung 
der europäischen Patentanmeldung nicht eine 
schweizerische Amtssprache oder Englisch, so 
setzt das IGE dem Anmelder eine Frist zur 
Einreichung einer Übersetzung in eine schwei-
zerische Amtssprache oder ins Englische.

Gliederungstitel vor Art. 125
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

Gliederungstitel vor Art. 130
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 

Gliederungstitel vor Art. 131

3. Titel: Internationale 
Patentanmeldungen
1. Abschnitt: Anwendbares Recht

Gliederungstitel vor Art. 132
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text.

Gliederungstitel vor Art. 134
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 
 
 

Art. 123
C. Übersetzung

Ist die Sprache der ursprünglichen Fassung 
der europäischen Patentanmeldung nicht eine 
schweizerische Amtssprache, so setzt das IGE 
dem Patentbewerber eine Frist zur Einreichung 
einer Übersetzung in eine schweizerische 
Amtssprache.

5. Abschnitt:  
Bestimmungen für den zivilrechtlichen 
und strafrechtlichen Schutz

6. Abschnitt:  
Rechtshilfegesuche des Europäischen 
Patentamtes

Sechster Titel: Internationale 
Patentanmeldungen 
1. Abschnitt: Anwendbares Recht

2. Abschnitt: In der Schweiz eingereich-
te Anmeldungen

3. Abschnitt:  
Für die Schweiz bestimmte 
Anmeldungen; 
ausgewähltes Amt
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Art. 135

Betrifft nur den französischen Text.

Art. 137
III. Vorläufiger Schutz
Artikel 111 gilt sinngemäss für die nach Artikel 
21 des Zusammenarbeitsvertrages veröffent-
lichte internationale Anmeldung, für die das 
IGE Bestimmungsamt ist. 

Art. 138 Einleitungssatz (betrifft nur den 
französischen und den italienischen Text) und 
Bst. d
Der Anmelder hat dem IGE innerhalb von 
30 Monaten nach dem Anmelde- oder dem 
Prioritätsdatum:

d. eine Übersetzung in einer schweizerischen 
Amtssprache oder in Englisch einzureichen, 
sofern die internationale Anmeldung nicht in 
einer dieser Sprachen abgefasst ist.

Art. 135
B. Wirkungen der internationalen Anmeldung
I. Grundsatz
Die internationale Anmeldung, für die das IGE 
Bestimmungsamt ist, hat, wenn das Anmelde-
datum feststeht, in der Schweiz dieselbe Wir-
kung wie ein bei diesem IGE vorschriftsmässig 
eingereichtes schweizerisches Patentgesuch.

Art. 137
III. Vorläufiger Schutz
Die Artikel 111 und 112 dieses Gesetzes gelten 
sinngemäss für die nach Artikel 21 des Zusam-
menarbeitsvertrages veröffentlichte internatio-
nale Anmeldung, für die das IGE Bestim-
mungsamt ist.

Art. 138
C. Formerfordernisse

Der Anmelder hat dem IGE innerhalb von 30 
Monaten nach dem Anmelde- oder dem Priori-
tätsdatum:
a. den Erfinder schriftlich zu nennen;
b. Angaben über die Quelle zu machen (Art. 

49a);
c. die Anmeldegebühr zu bezahlen;
d. eine Übersetzung in eine schweizerische 

Amtssprache einzureichen, sofern die inter-
nationale Anmeldung nicht in einer solchen 
Sprache abgefasst ist.
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Art. 139
D. Ergänzender Bericht über den Stand 
der Technik
1 Zu jeder internationalen Anmeldung gemäss 
Artikel 135 wird ein ergänzender Bericht über 
den Stand der Technik erstellt und veröffent-
licht.
2 Das IGE kann auf einen ergänzenden Bericht 
über den Stand der Technik verzichten. In die-
sem Fall veröffentlicht es einen entsprechen-
den Hinweis.

Gliederungstitel vor Art. 140a

4. Titel: Ergänzende Schutzzertifikate
1. Abschnitt:  
Ergänzende Schutzzertifikate 
für Arzneimittel 

Art. 140f Abs. 2

2 Wird die Frist nicht eingehalten, so tritt das 
IGE nicht auf das Gesuch ein.

Art. 140h
H. Gebühren
Das Erlangen und Aufrechterhalten eines Zerti-
fikats sowie das Behandeln von besonderen 

Art. 139
D. ...

Siebenter Titel:   
Ergänzende Schutzzertifikate 
1. Abschnitt:  
Ergänzende Schutzzertifikate für 
Arzneimittel

Art. 140f
F. Frist für die Einreichung des Gesuchs
¹ Das Gesuch um Erteilung des Zertifikats 
muss eingereicht werden:
a. innerhalb von sechs Monaten nach der 

ersten Zulassung des Arzneimittels mit dem 
Erzeugnis in der Schweiz;

b. innerhalb von sechs Monaten nach der 
Erteilung des Patents, wenn dieses später 
erteilt wird als die erste Zulassung. 

² Wird die Frist nicht eingehalten, so weist das 
IGE das Gesuch zurück.

Art. 140h
H. Gebühren
¹ Für das Zertifikat sind eine Anmeldegebühr 
und Jahresgebühren zu bezahlen.
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Anträgen setzen die Bezahlung der Gebühren 
voraus, die vom IGE gestützt auf Artikel 13 des 
Bundesgesetzes vom 24. März 19955 über 
Statut und Aufgaben des Eidgenössischen 
Instituts für Geistiges Eigentum festgelegt wer-
den.

Art. 140m

M. Anwendbares Recht
Soweit die Bestimmungen über die Zertifikate 
keine Regelung enthalten, gelten die Bestim-
mungen des ersten und des zweiten Titels 
dieses Gesetzes sinngemäss.

Gliederungstitel vor Art. 140n
Betrifft nur den französischen und den italieni-
schen Text. 

Art. 140o Abs. 2

2 Wird die Frist nicht eingehalten, so tritt das 
IGE auf das Gesuch nicht ein.

Gliederungstitel vor Art. 140t

3. Abschnitt: 
Pädiatrische ergänzende 
Schutzzertifikate für Arzneimittel

5  SR 172.010.31

2 Die Jahresgebühren sind für die gesamte 
Laufzeit des Zertifikats auf einmal und im Vor-
aus zu bezahlen. 
³ ...

Art. 140m
M. Anwendbares Recht

Soweit die Bestimmungen über die Zertifikate 
keine Regelung enthalten, gelten die Bestim-
mungen des ersten, zweiten, dritten und fünf-
ten Titels dieses Gesetzes sinngemäss.

2. Abschnitt: 
Verlängerung der Dauer der ergänzen-
den Schutzzertifikate für Arzneimittel

Art. 140o
B. Frist für die Einreichung des Gesuchs
1 Das Gesuch um Verlängerung der Schutz-
dauer eines Zertifikats kann frühestens mit 
dem Gesuch um Erteilung eines Zertifikats und 
spätestens zwei Jahre vor dessen Ablauf ge-
stellt werden.
2 Wird die Frist nicht eingehalten, so weist das 
IGE das Gesuch zurück.

2a. Abschnitt:  
Pädiatrische ergänzende 
Schutzzertifikate für Arzneimittel
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Art. 140v Abs. 2

2 Wird die Frist nicht eingehalten, so tritt das 
IGE nicht auf das Gesuch ein.

Gliederungstitel vor Art. 140z

4. Abschnitt:  
Ergänzende Schutzzertifikate für 
Pflanzenschutzmittel

Gliederungstitel vor Art. 141

5. Titel: Schlussbestimmungen

Art. 146 Abs. 2 zweiter Satz

2 …  
 
 
                                               ... Wird die Frist 
nicht eingehalten, so tritt das IGE nicht auf das 
Gesuch ein.

Art. 140v
C. Frist für die Einreichung des Gesuchs
1 Das Gesuch um Erteilung eines pädiatrischen 
Zertifikats kann spätestens zwei Jahre vor 
Ablauf der Höchstdauer des Patents gestellt 
werden.
2 Wird die Frist nicht eingehalten, so weist das 
IGE das Gesuch zurück.

3. Abschnitt:   
Ergänzende Schutzzertifikate für 
Pflanzenschutzmittel

Schlusstitel: Schluss- und 
Übergangsbestimmungen

Art. 146
C. Ergänzende Schutzzertifikate für Pflanzen-
schutzmittel
I. Genehmigung vor dem Inkrafttreten
1 Das ergänzende Schutzzertifikat kann für 
jedes Erzeugnis erteilt werden, das beim In-
krafttreten der Änderung vom 9. Oktober 1998  
dieses Gesetzes durch ein Patent geschützt ist 
und für das die Genehmigung für das Inver-
kehrbringen gemäss Artikel 140b nach dem 1. 
Januar 1985 erteilt wurde.
2 Das Gesuch um Erteilung des Zertifikats ist 
innerhalb von sechs Monaten nach dem In-
krafttreten der Änderung vom 9. Oktober 1998 
dieses Gesetzes einzureichen. Wird die Frist 
nicht eingehalten, so weist das IGE das Ge-
such zurück.

e-parl 02.11.2023 15:29



- 36 -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Art. 147 Abs. 3 zweiter Satz

3 …  
 
                                                              ... Wird 
die Frist nicht eingehalten, so tritt das IGE nicht 
auf das Gesuch ein.

Art. 150
F. Übergangsbestimmung zur Änderung vom 
… des Patentgesetzes
I. Patentanmeldung
1 Patentanmeldungen, die beim Inkrafttreten 
der Änderung vom … dieses Gesetzes hängig 
sind, unterstehen von diesem Zeitpunkt an 
neuem Recht.
2 Wurde die Prüfungsgebühr vor Inkrafttreten 
der Änderung vom … dieses Gesetzes bezahlt 
und ist die Patentanmeldung zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens nicht sistiert, richten sich der 
Prüfungsgegenstand, die Erstellung des Be-
richts über den Stand der Technik sowie des-
sen Veröffentlichung nach den Artikeln 58a und 
59 in der bisherigen Fassung. Artikel 57a und 
139 sind nicht anwendbar.

Art. 147
II. Erloschene Patente
1 Zertifikate werden auch aufgrund von Paten-
ten erteilt, die zwischen dem 8. Februar 1997 
und dem Inkrafttreten der Änderung vom 9. 
Oktober 1998 dieses Gesetzes nach Ablauf der 
Höchstdauer erloschen sind.
2 Die Schutzdauer des Zertifikats berechnet 
sich nach Artikel 140e; seine Wirkungen begin-
nen jedoch erst mit der Veröffentlichung des 
Gesuchs um Erteilung des Zertifikats.
3 Das Gesuch ist innerhalb von zwei Monaten 
nach dem Inkrafttreten der Änderung vom 9. 
Oktober 1998 dieses Gesetzes zu stellen. Wird 
die Frist nicht eingehalten, so weist das IGE 
das Gesuch zurück.
⁴ Artikel 48 Absätze 1, 2 und 4 gilt entspre-
chend für den Zeitraum zwischen dem Erlö-
schen des Patentes und der Veröffentlichung 
des Gesuchs.
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3 Der Anmelder kann bei einer Patentanmel-
dung nach Absatz 2 erklären, dass diese nach 
neuem Recht beurteilt werden soll.
4 Wird eine Patentanmeldung nach Inkrafttreten 
der Änderung vom … dieses Gesetzes sistiert, 
so untersteht sie in jedem Fall neuem Recht.

Art. 151
II. Nichtigkeitsgründe
Patente, die beim Inkrafttreten der Änderung 
vom … dieses Gesetzes noch nicht erloschen 
sind, unterstehen von diesem Zeitpunkt an 
neuem Recht. Die Beurteilung von Handlun-
gen, die vor dem Inkrafttreten der Änderung 
vom … vorgenommen wurden, richtet sich 
nach altem Recht.

Art. 152
III. Einspruch
Ist die Frist für eine Beschwerde gegen die 
Erteilung eines Patents bei Inkrafttreten der 
Änderung vom … dieses Gesetzes abgelaufen, 
ist Artikel 59c in seiner bisherigen Fassung 
anwendbar. Der Einspruchsentscheid unterliegt 
der Beschwerde an das Bundespatentgericht.

II

Die Änderung anderer Erlasse wird im Anhang 
geregelt.

III

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen 
Referendum.
2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten.
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Anhang
(Ziff. II)

Die nachstehenden Erlasse werden wie folgt 
geändert:

1. Bundesgesetz vom 24. März 19956 
über Statut und Aufgaben 
des Eidgenössischen Instituts für 
Geistiges Eigentum

Ersatz eines Ausdrucks
1 Im ganzen Erlass werden «Gebührenord-
nung» und «Gebührenordnung des IGE» er-
setzt durch «Gebührenverordnung».
2 Betrifft nur den französischen Text.

Art. 2 Abs. 1 Bst. a, 3 und 3bis

1 Das IGE erfüllt folgende Aufgaben:
a. Es besorgt die Vorbereitung der Erlasse 

über die Patente, die ergänzenden Schutz-
zertifikate, das Design, das Urheberrecht 
und verwandte Schutzrechte, die Topogra-
phien von Halbleitererzeugnissen, die Mar-
ken und Herkunftsangaben, die öffentlichen 
Wappen und anderen öffentlichen Kennzei-
chen sowie der übrigen Erlasse auf dem 
Gebiet des geistigen Eigentums, soweit 
nicht andere Verwaltungseinheiten des 
Bundes zuständig sind.

6  SR 172.010.31

Art. 2 Aufgaben
¹ Das IGE erfüllt folgende Aufgaben:
a.  Es besorgt die Vorbereitung der Erlasse 

über die Erfindungspatente, das Design, 
das Urheberrecht und verwandte Schutz-
rechte, die Topographien von Halbleiterer-
zeugnissen, die Marken und Herkunftsan-
gaben, öffentlichen Wappen und anderen 
öffentlichen Kennzeichen sowie der übrigen 
Erlasse auf dem Gebiet des geistigen Ei-
gentums, soweit nicht andere Verwaltungs-
einheiten des Bundes zuständig sind.

b. Es vollzieht nach Massgabe der Spezialge-
setzgebung die Erlasse nach Buchstabe a 
sowie die völkerrechtlichen Verträge auf 
dem Gebiet des Geistigen Eigentums.

c. Es berät im gemeinwirtschaftlichen Bereich 
den Bundesrat und die übrigen Bundesbe-
hörden in Fragen des Geistigen Eigentums.
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3 Das IGE arbeitet mit der Europäischen Paten-
torganisation sowie mit anderen internationalen 
und mit in- wie ausländischen Organisationen 
und Ämtern zusammen.
3bis Es kann bei der Erfüllung der Aufgaben 
nach Absatz 1 Buchstabe f und Absatz 3 völ-
kerrechtliche Verträge von beschränkter Trag-
weite abschliessen. Es koordiniert sich dabei 
mit den anderen Bundesstellen, die im Bereich 
der internationalen Zusammenarbeit tätig sind 
und die mit Organisationen und Ämtern im 
Sinne von Absatz 3 zusammenarbeiten.

d. Es vertritt die Schweiz, falls erforderlich in 
Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungs-
einheiten des Bundes, im Rahmen von 
internationalen Organisationen und Über-
einkommen auf dem Gebiet des Geistigen 
Eigentums.

e. Es wirkt bei der Vertretung der Schweiz im 
Rahmen anderer internationaler Organisati-
onen und Übereinkommen mit, soweit diese 
das Geistige Eigentum mitbetreffen.

f. Es beteiligt sich an der technischen Zusam-
menarbeit auf dem Gebiet des Geistigen 
Eigentums.

g. Es erbringt in seinem Zuständigkeitsbereich 
auf der Grundlage des Privatrechts Dienst-
leistungen; insbesondere informiert es über 
die immaterialgüterrechtlichen Schutzsyste-
me, über Schutztitel und über den Stand 
der Technik.

2 Der Bundesrat kann dem IGE weitere Aufga-
ben zuweisen; die Artikel 13 und 14 sind an-
wendbar.
3 Das IGE arbeitet mit der Europäischen  
Patentorganisation, mit andern internationalen 
sowie mit in- und ausländischen Organisatio-
nen zusammen.
3bis Das IGE kann bei der Erfüllung der Aufga-
ben nach Absatz 1 Buchstabe f völkerrechtliche 
Verträge von beschränkter Tragweite abschlie-
ssen. Es koordiniert sich dabei mit den ande-
ren Bundesstellen, die im Bereich der internati-
onalen Zusammenarbeit tätig sind. 

4 Es kann gegen Entgelt Dienstleistungen an-
derer Verwaltungseinheiten des Bundes in 
Anspruch nehmen.

e-parl 02.11.2023 15:29



- 40 -

Geltendes Recht Bundesrat Kommission des Ständerates

Gliederungstitel nach Art. 8

3. Abschnitt: Wahrung der 
Bundesinteressen

Art. 8a Strategische Ziele
Der Bundesrat legt für jeweils vier Jahre ver-
bindliche strategische Ziele für das IGE fest. Er 
sorgt dafür, dass der Institutsrat vorgängig 
angehört wird.

Art. 9 Sachüberschrift und Abs. 2–4
  Aufsicht

2 Der Bundesrat übt seine Aufsichts- und Kont-
rollfunktion insbesondere aus durch:
a. die Wahl und die Abberufung der Präsiden-

tin oder des Präsidenten sowie der weiteren 
Mitglieder des Institutsrats;

b. die Begründung, die Änderung und die 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses der 
Direktorin oder des Direktors;

c. die Wahl und die Abberufung der Revisi-
onsstelle;

d. die Genehmigung des Anschlussvertrags 
mit PUBLICA;

e. die Genehmigung des jährlichen Rechen-
schaftsberichts über die Tätigkeit des IGE;

f. die Genehmigung der Gebührenverordnung 
des IGE;

g. die Entlastung des Institutsrats;
h. die jährliche Überprüfung der Erreichung 

der strategischen Ziele.
3 Der Bundesrat kann Einsicht in die Geschäfts-
unterlagen des IGE nehmen und sich vom IGE 
über dessen Geschäftstätigkeit informieren 
lassen.

3. Abschnitt: Aufsicht

Art. 9

¹ Das IGE untersteht der Aufsicht des Bundes-
rates.
2 Die gesetzlichen Befugnisse der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle sowie die Oberaufsicht 
des Parlaments über die Verwaltung bleiben 
vorbehalten.
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4 Die gesetzlichen Befugnisse der Eidgenössi-
schen Finanzkontrolle sowie die Oberaufsicht 
des Parlaments über die Verwaltung bleiben 
vorbehalten.
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2. Verwaltungsverfahrensgesetz vom 
20. Dezember 19687

Art. 1 Abs. 2 Bst. cter

2 Als Behörden im Sinne von Absatz 1 gelten:

cter. das Bundespatentgericht;

7  SR 172.021

Art. 1
A. Geltungsbereich
I. Grundsatz
1 Dieses Gesetz findet Anwendung auf das 
Verfahren in Verwaltungssachen, die durch 
Verfügungen von Bundesverwaltungsbehörden 
in erster Instanz oder auf Beschwerde zu erle-
digen sind.
2 Als Behörden im Sinne von Absatz 1 gelten:
a. der Bundesrat, seine Departemente, die 

Bundeskanzlei und die ihnen unterstellten 
Dienstabteilungen, Betriebe, Anstalten und 
anderen Amtsstellen der Bundesverwal-
tung;

b. Organe der Bundesversammlung und der 
eidgenössischen Gerichte für erstinstanzli-
che Verfügungen und Beschwerdeentschei-
de nach Beamtengesetz vom 30. Juni 
1927;

c. die autonomen eidgenössischen Anstalten 
oder Betriebe;

cbis. das Bundesverwaltungsgericht;

d. die eidgenössischen Kommissionen;
e. andere Instanzen oder Organisationen 

ausserhalb der Bundesverwaltung, soweit 
sie in Erfüllung ihnen übertragener öffent-
lich-rechtlicher Aufgaben des Bundes verfü-
gen.
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Art. 2 Abs. 5

5 Das Beschwerdeverfahren vor dem Bundes-
patentgericht richtet sich nach diesem Gesetz, 
soweit das Patentgerichtsgesetz vom 20. März 
20098 oder das Patentgesetz vom 25. Juni 
19549 nicht davon abweichen.

8  SR 173.41
9  SR 232.14

3 Auf das Verfahren letzter kantonaler Instan-
zen, die gestützt auf öffentliches Recht des 
Bundes nicht endgültig verfügen, finden ledig-
lich Anwendung die Artikel 34-38 und 61 Absät-
ze 2 und 3 über die Eröffnung von Verfügungen 
und Artikel 55 Absätze 2 und 4 über den Ent-
zug der aufschiebenden Wirkung. Vorbehalten 
bleibt Artikel 97 des Bundesgesetzes vom 20. 
Dezember 1946 über die Alters- und Hinterlas-
senenversicherung betreffend den Entzug der 
aufschiebenden Wirkung von Beschwerden 
gegen Verfügungen der Ausgleichskassen.

Art. 2
II. Ausnahmen
1. Teilweise Anwendbarkeit
1 Auf das Steuerverfahren finden die Artikel 
12–19 und 30–33 keine Anwendung.
2 Auf das Verfahren der Abnahme von Berufs-, 
Fach- und anderen Fähigkeitsprüfungen finden 
die Artikel 4–6, 10, 34, 35, 37 und 38 Anwen-
dung.
3 Das Verfahren bei Enteignungen richtet sich 
nach diesem Gesetz, soweit das Bundesgesetz 
vom 20. Juni 1930 über die Enteignung nicht 
davon abweicht.
4 Das Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht richtet sich nach diesem Gesetz, soweit 
das Verwaltungsgerichtsgesetz vom 17. Juni 
2005 nicht davon abweicht.
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Art. 21 Abs. 1bis

1bis Schriftliche Eingaben an das Eidgenössi-
sche Institut für Geistiges Eigentum (IGE) kön-
nen nicht gültig bei einer schweizerischen dip-
lomatischen oder konsularischen Vertretung 
vorgenommen werden.

Art. 24 Abs. 2

2 Absatz 1 ist nicht anwendbar auf Fristen, die 
in Patentsachen gegenüber dem IGE zu wah-
ren sind. 

Art. 21
II. Einhaltung
1. Im Allgemeinen
1 Schriftliche Eingaben müssen spätestens am 
letzten Tage der Frist der Behörde eingereicht 
oder zu deren Handen der schweizerischen 
Post oder einer schweizerischen diplomati-
schen oder konsularischen Vertretung überge-
ben werden.
1bis Schriftliche Eingaben an das Eidgenössi-
sche Institut für geistiges Eigentum können 
nicht gültig bei einer schweizerischen diploma-
tischen oder konsularischen Vertretung vorge-
nommen werden.
2 Gelangt die Partei rechtzeitig an eine unzu-
ständige Behörde, so gilt die Frist als gewahrt.
3 Die Frist für die Zahlung eines Vorschusses 
ist gewahrt, wenn der Betrag rechtzeitig zu 
Gunsten der Behörde der Schweizerischen 
Post übergeben oder einem Post- oder Bank-
konto in der Schweiz belastet worden ist.

Art. 24
V. Wiederherstellung
1 Ist der Gesuchsteller oder sein Vertreter un-
verschuldeterweise abgehalten worden, binnen 
Frist zu handeln, so wird diese wieder herge-
stellt, sofern er unter Angabe des Grundes 
innert 30 Tagen nach Wegfall des Hindernisses 
darum ersucht und die versäumte Rechtshand-
lung nachholt; vorbehalten bleibt Artikel 32 
Absatz 2.
2 Absatz 1 ist nicht anwendbar auf Fristen, die 
in Patentsachen gegenüber dem Eidgenössi-
schen Institut für geistiges Eigentum zu wahren 
sind.
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Art. 47 Abs. 1 Bst. bbis

1 Beschwerdeinstanzen sind:

bbis. das Bundespatentgericht nach Artikel 
26 Absatz 5 des Patentgerichtsgesetzes 
vom 20. März 200910;

Art. 63 Abs. 4bis Bst. a und b sowie 5 und 6

10 SR 173.41

Art. 47
C. Beschwerdeinstanz
1 Beschwerdeinstanzen sind:
a. der Bundesrat nach den Artikeln 72 ff.;
b. das Bundesverwaltungsgericht nach den 

Artikeln 31–34 des Verwaltungsgerichtsge-
setzes vom 17. Juni 2005;

c. andere Instanzen, die ein Bundesgesetz als 
Beschwerdeinstanzen bezeichnet;

d. die Aufsichtsbehörde, wenn die Beschwer-
de an das Bundesverwaltungsgericht unzu-
lässig ist und das Bundesrecht keine ande-
re Beschwerdeinstanz bezeichnet.

2 Hat eine nicht endgültig entscheidende Be-
schwerdeinstanz im Einzelfalle eine Weisung 
erteilt, dass oder wie eine Vorinstanz verfügen 
soll, so ist die Verfügung unmittelbar an die 
nächsthöhere Beschwerdeinstanz weiterzuzie-
hen; in der Rechtsmittelbelehrung ist darauf 
aufmerksam zu machen.
3 ...
4 Weisungen, die eine Beschwerdeinstanz 
erteilt, wenn sie in der Sache entscheidet und 
diese an die Vorinstanz zurückweist, gelten 
nicht als Weisungen im Sinne von Absatz 2.

Art. 63
III. Verfahrenskosten
1 Die Beschwerdeinstanz auferlegt in der Ent-
scheidungsformel die Verfahrenskosten, beste-
hend aus Spruchgebühr, Schreibgebühren und 
Barauslagen, in der Regel der unterliegenden 
Partei. Unterliegt diese nur teilweise, so wer-
den die Verfahrenskosten ermässigt. Aus-
nahmsweise können sie ihr erlassen werden.
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4bis Die Spruchgebühr richtet sich nach Umfang 
und Schwierigkeit der Streitsache, Art der Pro-
zessführung und finanzieller Lage der Parteien. 
Sie beträgt:
a. in Streitigkeiten ohne Vermögensinteresse 

200–5000 Franken;
b. in den übrigen Streitigkeiten 200–50 000 

Franken.
5 Der Bundesrat regelt die Bemessung der 
Gebühren im Einzelnen. Vorbehalten bleiben 
die Zuständigkeiten nach:
a. Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a des Ver-

waltungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 
200511;

b. Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe a des Pa-
tentgerichtsgesetzes vom 20. März 200912; 
und

11 SR 173.32
12 SR 173.41

2 Keine Verfahrenskosten werden Vorinstanzen 
oder beschwerdeführenden und unterliegenden 
Bundesbehörden auferlegt; anderen als Bun-
desbehörden, die Beschwerde führen und 
unterliegen, werden Verfahrenskosten aufer-
legt, soweit sich der Streit um vermögensrecht-
liche Interessen von Körperschaften oder auto-
nomen Anstalten dreht.
3 Einer obsiegenden Partei dürfen nur Verfah-
renskosten auferlegt werden, die sie durch 
Verletzung von Verfahrenspflichten verursacht 
hat.
4 Die Beschwerdeinstanz, ihr Vorsitzender oder 
der Instruktionsrichter erhebt vom Beschwerde-
führer einen Kostenvorschuss in der Höhe der 
mutmasslichen Verfahrenskosten. Zu dessen 
Leistung ist dem Beschwerdeführer eine ange-
messene Frist anzusetzen unter Androhung 
des Nichteintretens. Wenn besondere Gründe 
vorliegen, kann auf die Erhebung des Kosten-
vorschusses ganz oder teilweise verzichtet 
werden.
4bis Die Spruchgebühr richtet sich nach Umfang 
und Schwierigkeit der Streitsache, Art der Pro-
zessführung und finanzieller Lage der Parteien. 
Sie beträgt:
a. in Streitigkeiten ohne Vermögensinteresse 

100–5000 Franken;
b. in den übrigen Streitigkeiten 100–50 000 

Franken.
5 Der Bundesrat regelt die Bemessung der 
Gebühren im Einzelnen. Vorbehalten bleiben 
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a des Verwal-
tungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 und 
Artikel 73 des Strafbehördenorganisationsge-
setzes vom 19. März 2010.
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c. Artikel 73 des Strafbehördenorganisations-
gesetzes vom 19. März 201013.

6 Rechtfertigen es besondere Gründe, so kön-
nen das Bundesverwaltungsgericht, das Bun-
despatentgericht und das Bundesstrafgericht 
bei der Bestimmung der Spruchgebühr über 
die Höchstbeträge hinausgehen, jedoch höchs-
tens bis zum doppelten Betrag.

Art. 64 Abs. 5

5 Der Bundesrat regelt die Bemessung der 
Entschädigung. Vorbehalten bleiben die Zu-
ständigkeiten nach:
a. Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a des Ver-

waltungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 
200514;

13 SR 173.71
14 SR 173.32

Art. 64
IV. Parteientschädigung
1 Die Beschwerdeinstanz kann der ganz oder 
teilweise obsiegenden Partei von Amtes wegen 
oder auf Begehren eine Entschädigung für ihr 
erwachsene notwendige und verhältnismässig 
hohe Kosten zusprechen.
2 Die Entschädigung wird in der Entschei-
dungsformel beziffert und der Körperschaft 
oder autonomen Anstalt auferlegt, in deren 
Namen die Vorinstanz verfügt hat, soweit sie 
nicht einer unterliegenden Gegenpartei aufer-
legt werden kann.
3 Einer unterliegenden Gegenpartei kann sie je 
nach deren Leistungsfähigkeit auferlegt wer-
den, wenn sich die Partei mit selbständigen 
Begehren am Verfahren beteiligt hat.
4 Die Körperschaft oder autonome Anstalt, in 
deren Namen die Vorinstanz verfügt hat, haftet 
für die einer unterliegenden Gegenpartei aufer-
legte Entschädigung, soweit sich diese als 
uneinbringlich herausstellt.
5 Der Bundesrat regelt die Bemessung der 
Entschädigung. Vorbehalten bleiben Artikel 16 
Absatz 1 Buchstabe a des Verwaltungsge-
richtsgesetzes vom 17. Juni 2005 und Artikel 
73 des Strafbehördenorganisationsgesetzes 
vom 19. März 2010.
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b. Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe a des Pa-
tentgerichtsgesetzes vom 20. März 200915; 
und

c. Artikel 73 des Strafbehördenorganisations-
gesetzes vom 19. März 201016.

Art. 65 Abs. 4 zweiter Satz und Abs. 5

4 …  
 
 
 
         ... Der Anspruch der Körperschaft oder 
autonomen Anstalt auf Vergütung verjährt zehn 
Jahre nach dem rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens.
5 Der Bundesrat regelt die Bemessung von 
Honorar und Kosten. Vorbehalten bleiben die 
Zuständigkeiten nach:
a. Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe a des Ver-

waltungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 
200517;

15 SR 173.41
16 SR 173.71
17 SR 173.32

Art. 65
V. Unentgeltliche Rechtspflege
1 Die Beschwerdeinstanz, ihr Vorsitzender oder 
der Instruktionsrichter befreit nach Einreichung 
der Beschwerde eine Partei, die nicht über die 
erforderlichen Mittel verfügt, auf Antrag von der 
Bezahlung der Verfahrenskosten, sofern ihr 
Begehren nicht aussichtslos erscheint.
2 Wenn es zur Wahrung ihrer Rechte notwen-
dig ist, bestellt die Beschwerdeinstanz, ihr 
Vorsitzender oder der Instruktionsrichter der 
Partei einen Anwalt.
3 Die Haftung für Kosten und Honorar des An-
walts bestimmt sich nach Artikel 64 Absätze 
2–4.
4 Gelangt die bedürftige Partei später zu hinrei-
chenden Mitteln, so ist sie verpflichtet, Honorar 
und Kosten des Anwalts an die Körperschaft 
oder autonome Anstalt zu vergüten, die sie 
bezahlt hat.

5 Der Bundesrat regelt die Bemessung von 
Honorar und Kosten. Vorbehalten bleiben Arti-
kel 16 Absatz 1 Buchstabe a des Verwaltungs-
gerichtsgesetzes vom 17. Juni 2005 und Artikel 
73 des Strafbehördenorganisationsgesetzes 
vom 19. März 2010.
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b. Artikel 20 Absatz 3 Buchstabe a des Pa-
tentgerichtsgesetzes vom 20. März 200918; 
und

c. Artikel 73 des Strafbehördenorganisations-
gesetzes vom 19. März 201019.

18 SR 173.41
19 SR 173.71
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3. Verwaltungsgerichtsgesetz vom 
17. Juni 200520

Art. 6 Abs. 1 zweiter Satz
1 …  
 
 
 
    ... Ausgenommen ist ein Arbeitsverhältnis mit 
dem Bundespatentgericht.

Art. 32 Abs. 1 Bst. k
1 Die Beschwerde ist unzulässig gegen:

20 SR 173.32

Art. 6 Unvereinbarkeit
1 Die Richter und Richterinnen dürfen weder 
der Bundesversammlung, dem Bundesrat noch 
dem Bundesgericht angehören und in keinem 
anderen Arbeitsverhältnis mit dem Bund ste-
hen.

2 Sie dürfen weder eine Tätigkeit ausüben, 
welche die Erfüllung der Amtspflichten, die 
Unabhängigkeit oder das Ansehen des Ge-
richts beeinträchtigt, noch berufsmässig Dritte 
vor Gericht vertreten.
3 Sie dürfen keine amtliche Funktion für einen 
ausländischen Staat ausüben und keine Titel 
oder Orden ausländischer Behörden anneh-
men.
4 Richter und Richterinnen mit einem vollen 
Pensum dürfen kein Amt eines Kantons beklei-
den und keine andere Erwerbstätigkeit aus-
üben. Sie dürfen auch nicht als Mitglied der 
Geschäftsleitung, der Verwaltung, der Auf-
sichtsstelle oder der Revisionsstelle eines 
wirtschaftlichen Unternehmens tätig sein.

Art. 32 Ausnahmen
1 Die Beschwerde ist unzulässig gegen:
a. Verfügungen auf dem Gebiet der inneren 

und äusseren Sicherheit des Landes, der 
Neutralität, des diplomatischen Schutzes 
und der übrigen auswärtigen Angelegenhei-
ten, soweit das Völkerrecht nicht einen 
Anspruch auf gerichtliche Beurteilung ein-
räumt;

b. Verfügungen betreffend die politische 
Stimmberechtigung der Bürger und Bürge-
rinnen sowie Volkswahlen und -abstimmun-
gen;
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k. Verfügungen des Eidgenössischen Instituts 
für Geistiges Eigentum nach dem Patentge-
setz vom 25. Juni 195421.

21 SR 232.14

c. Verfügungen über leistungsabhängige 
Lohnanteile des Bundespersonals, soweit 
sie nicht die Gleichstellung der Geschlech-
ter betreffen;

d. ...
e. Verfügungen auf dem Gebiet der Kernener-

gie betreffend:
1. Rahmenbewilligungen von Kernanla-

gen,
2. die Genehmigung des Entsorgungspro-

gramms,
3. den Verschluss von geologischen Tie-

fenlagern,
4. den Entsorgungsnachweis;

f. Verfügungen über die Erteilung oder Aus-
dehnung von Infrastrukturkonzessionen für 
Eisenbahnen;

g. Verfügungen der unabhängigen Be-
schwerdeinstanz für Radio und Fernsehen;

h. Verfügungen über die Erteilung von Kon-
zessionen für Spielbanken;

i. Verfügungen über die Erteilung, Änderung 
oder Erneuerung der Konzession für die 
Schweizerische Radio- und Fernsehgesell-
schaft (SRG);

j. Verfügungen über die Beitragsberechtigung 
einer Hochschule oder einer anderen Insti-
tution des Hochschulbereichs.

2 Die Beschwerde ist auch unzulässig gegen:
a. Verfügungen, die nach einem anderen 

Bundesgesetz durch Einsprache oder durch 
Beschwerde an eine Behörde im Sinne von 
Artikel 33 Buchstaben c–f anfechtbar sind;
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Art. 33 Bst. b Ziff. 11
Die Beschwerde ist zulässig gegen Verfügun-
gen:

b. des Bundesrates betreffend:

b. Verfügungen, die nach einem anderen 
Bundesgesetz durch Beschwerde an eine 
kantonale Behörde anfechtbar sind.

Art. 33 Vorinstanzen
1 Die Beschwerde ist unzulässig gegen:

a. des Bundesrates und der Organe der Bun-
desversammlung auf dem Gebiet des Ar-
beitsverhältnisses des Bundespersonals 
einschliesslich der Verweigerung der Er-
mächtigung zur Strafverfolgung;

b. des Bundesrates betreffend:
1. die Amtsenthebung eines Mitgliedes 

des Bankrats, des Direktoriums oder 
eines Stellvertreters oder einer Stellver-
treterin nach dem Nationalbankgesetz 
vom 3. Oktober 2003,

2. die Abberufung eines Verwaltungsrats-
mitgliedes der Eidgenössischen Finanz-
marktaufsicht oder die Genehmigung 
der Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
der Direktorin oder des Direktors durch 
den Verwaltungsrat nach dem Finanz-
marktaufsichtsgesetz vom 22. Juni 
2007,

3. die Sperrung von Vermögenswerten 
gestützt auf das Bundesgesetz vom 18. 
Dezember 2015 über die Sperrung und 
die Rückerstattung unrechtmässig er-
worbener Vermögenswerte ausländi-
scher politisch exponierter Personen,

4. das Verbot von Tätigkeiten nach dem 
NDG,

4bis. das Verbot von Organisationen nach 
dem NDG,

5. die Abberufung eines Mitglieds des 
Institutsrats des Eidgenössischen Insti-
tuts für Metrologie nach dem Bundesge-
setz vom 17. Juni 2011 über das Eidge-
nössische Institut für Metrologie,
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11. die Abberufung eines Mitglieds des 
Institutsrats des Eidgenössischen Insti-
tuts für Geistiges Eigentum nach dem 
Bundesgesetz vom 24. März 199522 
über Statut und Aufgaben des Eidge-
nössischen Instituts für Geistiges Eigen-
tum.

22 SR 172.010.31

6. die Abberufung eines Verwaltungsrats-
mitglieds der Eidgenössischen Revisi-
onsaufsichtsbehörde oder die Genehmi-
gung der Auflösung des 
Arbeitsverhältnisses der Direktorin oder 
des Direktors durch den Verwaltungsrat 
nach dem Revisionsaufsichtsgesetz 
vom 16. Dezember 2005, 

7. die Abberufung eines Mitglieds des 
Institutsrats des Schweizerischen Heil-
mittelinstituts nach dem Heilmittelgesetz 
vom 15. Dezember 2000,

8. die Abberufung eines Verwaltungsrats-
mitglieds der Anstalt nach dem Aus-
gleichsfondsgesetz vom 16. Juni 2017,

9. die Abberufung eines Mitglieds des 
Institutsrats des Schweizerischen Insti-
tuts für Rechtsvergleichung nach dem 
Bundesgesetz vom 28. September 2018  
über das Schweizerische Institut für 
Rechtsvergleichung,

10. die Abberufung eines Verwaltungsrats-
mitglieds der Schweizerischen Trassen-
vergabestelle oder die Genehmigung 
der Auflösung des Arbeitsverhältnisses 
der Geschäftsführerin oder des Ge-
schäftsführers durch den Verwaltungs-
rat nach dem Eisenbahngesetz vom 20. 
Dezember 1957;

c. des Bundesstrafgerichts auf dem Gebiet 
des Arbeitsverhältnisses seiner Richter und 
Richterinnen und seines Personals;

cbis. des Bundespatentgerichts auf dem Gebiet 
des Arbeitsverhältnisses seiner Richter und 
Richterinnen und seines Personals;
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cter. der Aufsichtsbehörde über die Bundesan-
waltschaft auf dem Gebiet des Arbeitsver-
hältnisses der von der Vereinigten Bundes-
versammlung gewählten Mitglieder der 
Bundesanwaltschaft;

cquater. des Bundesanwaltes oder der Bundes-
anwältin auf dem Gebiet des Arbeitsverhält-
nisses der von ihm oder ihr gewählten 
Staatsanwälte und Staatsanwältinnen so-
wie des Personals der Bundesanwaltschaft;

cquinques. der Aufsichtsbehörde über die Bun-
desanwaltschaft auf dem Gebiet des Ar-
beitsverhältnisses ihres Sekretariats;

d. der Bundeskanzlei, der Departemente und 
der ihnen unterstellten oder administrativ 
zugeordneten Dienststellen der Bundesver-
waltung;

e. der Anstalten und Betriebe des Bundes;
f. der eidgenössischen Kommissionen;
g. der Schiedsgerichte auf Grund öffent-

lich-rechtlicher Verträge des Bundes, seiner 
Anstalten und Betriebe;

h. der Instanzen oder Organisationen ausser-
halb der Bundesverwaltung, die in Erfüllung 
ihnen übertragener öffentlich-rechtlicher 
Aufgaben des Bundes verfügen;

i. kantonaler Instanzen, soweit ein Bundesge-
setz gegen ihre Verfügungen die Beschwer-
de an das Bundesverwaltungsgericht vor-
sieht.
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4. Patentgerichtsgesetz vom 
20. März 200923

Ingress
gestützt auf Artikel 191a Absätze 2 und 3 der 
Bundesverfassung24,

Art. 1 Abs. 1
1 Das Bundespatentgericht ist in Patentsachen:
a. bei Zivilverfahren: erste Instanz;
b. bei Verwaltungsverfahren: erste gerichtliche 

Beschwerdeinstanz.

Art. 4
Aufgehoben

Art. 8 Abs. 2 erster Satz

2 Dem Bundespatentgericht gehören zwei bis 
vier hauptamtliche Richterinnen beziehungs-
weise Richter sowie eine ausreichende Anzahl 
nebenamtlicher Richterinnen beziehungsweise 
Richter an. … 
 
23 SR 173.41
24 SR 101

Art. 1 Grundsatz
1 Das Bundespatentgericht ist das erstinstanzli-
che Patentgericht des Bundes.

2 Es entscheidet als Vorinstanz des Bundesge-
richts.

Art. 4 Finanzierung

Das Bundespatentgericht finanziert sich aus 
Gerichtsgebühren sowie aus Beiträgen des 
Eidgenössischen Instituts für Geistiges Eigen-
tum (IGE), die den jährlich vereinnahmten 
Patentgebühren entnommen werden.

Art. 8 Zusammensetzung
1 Das Bundespatentgericht setzt sich aus Rich-
terinnen und Richtern mit juristischer sowie 
Richterinnen und Richtern mit technischer 
Ausbildung zusammen. Die Richterinnen und 
Richter müssen über ausgewiesene Kenntnis-
se auf dem Gebiet des Patentrechts verfügen.
2 Dem Bundespatentgericht gehören zwei 
hauptamtliche Richterinnen beziehungsweise 
Richter sowie eine ausreichende Anzahl ne-
benamtlicher Richterinnen beziehungsweise 
Richter an. Die Mehrheit der nebenamtlichen 
Richterinnen beziehungsweise Richter muss 
technisch ausgebildet sein.
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Art. 9 Abs. 4

4 Bei der Vorbereitung der Wahl können die im 
Patentwesen tätigen Fachorganisationen und 
interessierten Kreise angehört werden. 

Art. 10 Abs. 1 und 4
1 Die Richterinnen und Richter dürfen weder 
der Bundesversammlung, dem Bundesrat, dem 
Institutsrat des Eidgenössischen Instituts für 
Geistiges Eigentum (IGE) noch dem Bundes-
gericht angehören und in keinem Arbeitsver-
hältnis mit der zentralen Bundesverwaltung 
oder mit dem IGE stehen.

4 Hauptamtliche Richterinnen und Richter dür-
fen nicht berufsmässig Dritte vor Gericht oder 
vor dem IGE vertreten.

Art. 9 Wahl
1 Die Richterinnen und Richter werden von der 
Bundesversammlung gewählt.
2 Wählbar ist, wer in eidgenössischen Angele-
genheiten stimmberechtigt ist.
3 Bei der Wahl ist auf eine angemessene Ver-
tretung der technischen Sachgebiete und der 
Amtssprachen zu achten.
4 Bei der Vorbereitung der Wahl können das 
IGE sowie die im Patentwesen tätigen Fachor-
ganisationen und interessierten Kreise ange-
hört werden.

Art. 10 Unvereinbarkeit in der Tätigkeit
1 Die Richterinnen und Richter dürfen weder 
der Bundesversammlung noch dem Bundesrat 
noch einem eidgenössischen Gericht angehö-
ren.

2 Sie dürfen keine Tätigkeit ausüben, welche 
die Erfüllung der Amtspflichten, die Unabhän-
gigkeit oder das Ansehen des Gerichts beein-
trächtigt.
3 Sie dürfen keine amtliche Funktion für einen 
ausländischen Staat ausüben.
4 Hauptamtliche Richterinnen und Richter dür-
fen nicht berufsmässig Dritte vor Gericht vertre-
ten.
5 Hauptamtliche Richterinnen und Richter, die 
im Vollpensum tätig sind, dürfen kein Amt eines 
Kantons bekleiden und keine andere Erwerbs-
tätigkeit ausüben. Sie dürfen auch nicht als 
Mitglied der Geschäftsleitung, der Verwaltung, 
der Aufsichtsstelle oder der Revisionsstelle 
eines wirtschaftlichen Unternehmens tätig sein.
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Art. 13 Abs. 2

2 Richterinnen und Richter scheiden am Ende 
des Jahres aus ihrem Amt aus, in dem sie das 
68. Altersjahr vollenden.

Art. 17 Arbeitsverhältnis, Beschäfti-
gungsgrad und Besoldung

1 Die hauptamtlichen Richterinnen und Richter 
üben ihr Amt im Voll- oder Teilzeitpensum aus.
2 Das Gericht kann innerhalb der vorgegebe-
nen Anzahl hauptamtlicher Richterinnen und 
Richter in begründeten Fällen eine Verände-
rung des Beschäftigungsgrades während der 
Amtsdauer bewilligen.
3 Die Bundesversammlung regelt das Arbeits-
verhältnis und die Besoldung der Richterinnen 
und Richter in einer Verordnung.

Art. 19 Abs. 1 Bst. a und Abs. 2 erster Satz
1 Das Gesamtgericht wählt als Vizepräsidentin 
oder Vizepräsidenten:
a. eine hauptamtliche Richterin oder einen 

hauptamtlichen Richter; oder

Art. 13 Amtsdauer
1 Die Amtsdauer der Richterinnen und Richter 
beträgt sechs Jahre. Die Wiederwahl ist zuläs-
sig.
2 Richter und Richterinnen scheiden am Ende 
des Jahres aus ihrem Amt aus, in dem sie das 
68. Altersjahr vollenden. 
3 Sie dürfen keine amtliche Funktion für einen 
ausländischen Staat ausüben.

Art. 17 Arbeitsverhältnis und Besoldung

Die Bundesversammlung regelt das Arbeitsver-
hältnis und die Besoldung der Richterinnen und 
Richter in einer Verordnung.

Art. 19 Gesamtgericht
1 Das Gesamtgericht wählt als Vizepräsidentin 
oder Vizepräsidenten:
a. die zweite hauptamtliche Richterin oder den 

zweiten hauptamtlichen Richter; oder
b. eine nebenamtliche Richterin oder einen 

nebenamtlichen Richter mit juristischer Aus-
bildung.
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2 Wählt es eine hauptamtliche Richterin als 
Vizepräsidentin oder einen hauptamtlichen 
Richter als Vizepräsidenten, so wählt es aus 
den nebenamtlichen Richterinnen und Richtern 
das dritte Mitglied der Verwaltungskommission. 
… 

Art. 20 Abs. 2 Bst. c

2 Sie setzt sich zusammen aus:

c. einer zweiten hauptamtlichen Richterin 
beziehungsweise einem zweiten hauptamt-
lichen Richter oder, wenn diese oder dieser 
die Vizepräsidentschaft ausübt, einer ne-
benamtlichen Richterin oder einem neben-
amtlichen Richter.

2 Wählt es die zweite hauptamtliche Richterin 
als Vizepräsidentin oder den zweiten hauptamt-
lichen Richter als Vizepräsidenten, so wählt es 
aus den nebenamtlichen Richterinnen und 
Richtern das dritte Mitglied der Verwaltungs-
kommission. Die Bestellung einer Ersatzperson 
kann in einem Reglement vorgesehen werden.
3 Wahlen des Gesamtgerichts sind gültig, wenn 
an der Sitzung oder am Zirkulationsverfahren 
mindestens zwei Drittel aller Richterinnen und 
Richter teilnehmen.

Art. 20 Verwaltungskommission
1 Die Verwaltungskommission trägt die Verant-
wortung für die Gerichtsverwaltung.
2 Sie setzt sich zusammen aus:
a. der Präsidentin oder dem Präsidenten des 

Bundespatentgerichts;
b. der Vizepräsidentin oder dem Vizepräsiden-

ten;
c. der zweiten hauptamtlichen Richterin oder 

dem zweiten hauptamtlichen Rich ter oder, 
wenn diese oder dieser die Vizepräsident-
schaft ausübt, einer nebenamtlichen Rich-
terin oder einem nebenamtlichen Richter.

3 Die Verwaltungskommission ist zuständig für:
a. den Erlass von Reglementen über die Or-

ganisation und Verwaltung des Gerichts, 
die Geschäftsverteilung, die Zusammenset-
zung der Spruchkörper, die Information, die 
Gerichtsgebühren sowie die Entschädigun-
gen an Par teien, amtliche Vertreterinnen 
und Vertreter, Sachverständige sowie 
Zeugin nen und Zeugen;

b. alle Aufgaben, die dieses Gesetz nicht 
einem anderen Organ zuweist.
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Art. 21 Abs. 2 und 5

2 Das Gericht entscheidet auf präsidiale Anord-
nung als Spruchkörper aus fünf Personen, 
wenn dies im Interesse der Rechtsfortbildung 
oder der Einheit der Rechtsprechung angezeigt 
ist, wobei mindestens eine dieser Personen 
technisch und eine weitere juristisch ausgebil-
det sein muss.

5 Dem Spruchkörper muss immer mindestens 
eine hauptamtliche Richterin oder ein 
hauptamtlicher Richter angehören; ausgenom-
men sind Fälle höherer Gewalt und Fälle, in 
denen sämtliche hauptamtlichen Richterinnen 
und Richter gleichzeitig von Ausstandsbegeh-
ren oder Ausstandsgründen betroffen sind.

Art. 23 Instruktionsrichterin oder Instruk-
tionsrichter

1 Die Präsidentin oder der Präsident leitet als 
Instruktionsrichterin beziehungsweise Instrukti-
onsrichter das Verfahren bis zum Entscheid. 
Sie oder er kann mit dieser Aufgabe eine ande-
re Richterin oder einen anderen Richter im 
Hauptamt oder mit juristischer Ausbildung be-
trauen.

Art. 21 Spruchkörper
1 Das Gericht entscheidet in der Regel in Drei-
erbesetzung (Spruchkörper), wobei mindestens 
eine Person technisch ausgebildet und eine 
Person juristisch ausgebildet sein muss.
2 Das Gericht entscheidet auf präsidiale Anord-
nung als Spruchkörper aus fünf Per sonen, 
wobei mindestens eine Person technisch und 
eine Person juristisch aus gebil det sein muss, 
wenn dies im Interesse der Rechtsfortbildung 
oder der Einheit der Rechtsprechung angezeigt 
ist.
3 Sind im Streitfall mehrere technische Sachge-
biete zu beurteilen, so entscheidet das Gericht 
auf präsidiale Anordnung als Spruchkörper aus 
bis zu sieben Personen, von denen mindestens 
eine juristisch ausgebildet sein muss.
4 Die Besetzung der technisch ausgebildeten 
Richterinnen oder Richter wird nach dem im 
Streitfall in Frage stehenden technischen Sach-
gebiet vorgenommen.
5 Dem Spruchkörper muss immer mindestens 
eine hauptamtliche Richterin oder ein 
hauptamtlicher Richter angehören; ausgenom-
men sind Fälle höherer Gewalt.

Art. 23 Einzelrichterin oder Einzelrichter

1 Die Präsidentin oder der Präsident entschei-
det als Einzelrichterin beziehungsweise Einzel-
richter über:
a. das Nichteintreten auf offensichtlich unzu-

lässige Klagen;
b. Gesuche um vorsorgliche Massnahmen;
c. Gesuche um unentgeltliche Rechtspflege;
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2 Die Instruktionsrichterin oder der Instruktions-
richter entscheidet als Einzelrichterin bezie-
hungsweise Einzelrichter über:
a. das Nichteintreten auf offensichtlich unzu-

lässige Klagen und Rechtsmittel;
b. Gesuche um vorsorgliche Massnahmen;
c. Gesuche um unentgeltliche Rechtspflege;
d. die Abschreibung von Verfahren zufolge 

Gegenstandslosigkeit, Rückzugs, Anerken-
nung oder Vergleichs;

e. Klagen auf Erteilung einer Lizenz nach 
Artikel 40d des Patentgesetzes vom 25. 
Juni 195425;

f. Zwischenverfügungen, für die das Verwal-
tungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember 
196826 die Zuständigkeit der Instruktions-
richterin beziehungsweise des Instruktions-
richters vorsieht.

3 Sie oder er kann jederzeit eine Richterin oder 
einen Richter mit technischer Ausbildung bei-
ziehen. Diese oder dieser hat beratende Stim-
me.
4 Wenn die rechtlichen oder tatsächlichen Ver-
hältnisse in Zivilverfahren es erfordern, kann 
die Instruktionsrichterin beziehungsweise der 
Instruktionsrichter mit zwei weiteren Richterin-
nen oder Richtern in Dreierbesetzung entschei-
den. Ist das Verständnis eines technischen 
Sachverhalts für den Entscheid von besonde-
rer Bedeutung, muss in Dreierbesetzung ent-
schieden werden.

25 SR 232.14
26 SR 172.021

d. die Abschreibung von Verfahren zufolge 
Gegenstandslosigkeit, Rückzugs, Anerken-
nung oder Vergleichs;

e. Klagen auf Erteilung einer Lizenz nach 
Artikel 40d des Patentgesetzes vom 25. 
Juni 1954.

2 Er oder sie kann andere juristisch ausgebilde-
te Richterinnen oder Richter oder die zweite 
hauptamtliche Richterin oder den zweiten 
hauptamtlichen Richter mit diesen oder einzel-
nen dieser Aufgaben betrauen.

3 Wenn die rechtlichen oder tatsächlichen Ver-
hältnisse es erfordern, kann die Einzelrichterin 
beziehungsweise der Einzelrichter mit zwei 
weiteren Richterinnen oder Richtern in Dreier-
besetzung entscheiden. Ist das Verständnis 
eines technischen Sachverhalts für den Ent-
scheid von be sonderer Bedeutung, muss in 
Dreierbesetzung entschieden werden.
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Einfügen vor dem Gliederungstitel des 4. Kapi-
tels

Art. 25a Öffentlichkeitsprinzip
Das Öffentlichkeitsgesetz vom 17. Dezember 
200427 gilt sinngemäss für das Bundespatent-
gericht, soweit dieses administrative Aufgaben 
erfüllt.

Art. 26 Abs. 1 Bst. a, 2 erster Satz, 3 erster 
Satz, 4 und 5
1 Das Bundespatentgericht ist ausschliesslich 
zuständig für:
a. Bestandes- und Verletzungsklagen sowie 

Klagen auf Erteilung einer Lizenz betreffend 
Patente und ergänzende Schutzzertifikate;

2 Es ist zuständig auch für andere Zivilklagen, 
die in Sachzusammenhang mit Patenten und 
ergänzenden Schutzzertifikaten stehen, insbe-
sondere betreffend die Berechtigung an Paten-
ten sowie ergänzenden Schutzzertifikaten oder 
deren Übertragung. …
3 Ist vor dem kantonalen Gericht vorfrageweise 
oder einredeweise die Nichtigkeit oder Verlet-
zung eines Patents oder eines ergänzenden 
Schutzzertifikats zu beurteilen, so setzt die 
Richterin oder der Richter den Parteien eine 
angemessene Frist zur Anhebung der Bestan-
desklage oder der Verletzungsklage vor dem 
Bundespatentgericht. … 
 
 
 
 

27 SR 152.3

Art. 26

1 Das Bundespatentgericht ist ausschliesslich 
zuständig für:
a. Bestandes- und Verletzungsklagen sowie 

Klagen auf Erteilung einer Lizenz betreffend 
Patente;

b. die Anordnung vorsorglicher Massnahmen 
vor Eintritt der Rechtshängigkeit einer Kla-
ge nach Buchstabe a;

c. die Vollstreckung seiner in ausschliesslicher 
Zuständigkeit getroffenen Ent scheide.

2 Es ist zuständig auch für andere Zivilklagen, 
die in Sachzusammenhang mit Patenten ste-
hen, insbesondere betreffend die Berechtigung 
an Patenten oder deren Übertragung. Die Zu-
ständigkeit des Bundespatentgerichts schliesst 
diejenige der kanto nalen Gerichte nicht aus.
3 Ist vor dem kantonalen Gericht vorfrageweise 
oder einredeweise die Nichtigkeit oder Verlet-
zung eines Patents zu beurteilen, so setzt die 
Richterin oder der Richter den Parteien eine 
angemessene Frist zur Anhebung der Bestan-
desklage oder der Verletzungsklage vor dem 
Bundespatentgericht. Das kantonale Gericht 
setzt das Verfahren bis zum rechtskräftigen 
Entscheid über die Klage aus. Wird nicht innert 
Frist Klage vor dem Bundespatentgericht erho-
ben, so nimmt das kantonale Gericht das Ver-
fahren wieder auf und die Vorfrage oder Einre-
de bleibt unberücksichtigt.
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4 Erhebt die beklagte Partei vor dem kantona-
len Gericht die Widerklage der Nichtigkeit oder 
der Verletzung eines Patents oder eines ergän-
zenden Schutzzertifikats, so überweist das 
kantonale Gericht beide Klagen an das Bun-
despatentgericht.
5 Das Bundespatentgericht beurteilt Beschwer-
den gegen Verfügungen des IGE gemäss Arti-
kel 5 des Verwaltungsverfahrensgesetzes vom 
20. Dezember 196828, die sich auf das Patent-
gesetz vom 25. Juni 195429 stützen.

Art. 27
1 Zivilrechtliche Verfahren vor dem Bundespa-
tentgericht richten sich nach der Zivilprozess-
ordnung30, soweit das Patentgesetz vom 25. 
Juni 195431 oder dieses Gesetz nichts anderes 
bestimmen.
2 Verwaltungsrechtliche Beschwerdeverfahren 
vor dem Bundespatentgericht richten sich nach 
dem dritten und vierten Kapitel des Verwal-
tungsgerichtsgesetzes vom 17. Juni 200532, 
soweit dieses Gesetz oder das Patentgesetz 
vom 25. Juni 1954 nichts anderes bestimmen.
3 In verwaltungsrechtlichen Beschwerdeverfah-
ren gilt Artikel 13 Absatz 1bis des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes vom 20. Dezember 196833 
sinngemäss für Gegenstände und Unterlagen 
aus dem Verkehr einer Partei mit einer Paten-
tanwältin oder einem Patentanwalt im Sinne 
von Artikel 2 des Patentanwaltsgesetzes vom 
20. März 200934, wenn diese den Patentan-
waltsberuf unabhängig ausüben.

28 SR 172.021
29 SR 232.14
30 SR 272
31 SR 232.14
32 SR 173.32
33 SR 172.021
34 SR 935.62

4 Erhebt die beklagte Partei vor dem kantona-
len Gericht die Widerklage der Nich tigkeit oder 
der Verletzung eines Patents, so überweist das 
kantonale Gericht beide Klagen an das Bun-
despatentgericht.

Art. 27
Das Verfahren vor dem Bundespatentgericht 
richtet sich nach der Zivilprozessord nung vom 
19. Dezember 2008, soweit das Patentgesetz 
vom 25. Juni 1954 oder dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt.
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4 Heisst das Bundespatentgericht die Be-
schwerde gegen eine Verfügung gut, mit der 
das IGE ein Patentgesuch abgewiesen hat 
oder darauf nicht eingetreten ist, so weist es 
die Sache zur neuen Beurteilung an das IGE 
zurück.

Art. 28
Richterinnen und Richter sowie Gerichtsschrei-
berinnen und Gerichtsschreiber treten in den 
Ausstand bei Verfahren, in denen eine Person, 
die in derselben Anwalts- oder Patentanwalts-
kanzlei arbeitet oder denselben Arbeitgeber hat 
wie sie, eine Partei vertritt.

Art. 29 Abs. 1
1 In Zivilverfahren betreffend den Bestand eines 
Patents oder eines ergänzenden Schutzzertifi-
kats können auch Patentanwältinnen oder 
Patentanwälte im Sinne von Artikel 2 des Pa-
tentanwaltsgesetzes vom 20. März 200935 als 
Parteivertretung vor dem Bundespatentgericht 
auftreten, sofern sie den Patentanwaltsberuf 
unabhängig ausüben.

35 SR 935.62

Art. 28
Nebenamtliche Richterinnen und Richter treten 
in den Ausstand bei Verfahren, in denen eine 
Person derselben Anwalts- oder Patentan-
waltskanzlei oder desselben Arbeitgebers wie 
sie eine Partei vertritt.

Art. 29
1 In Verfahren betreffend den Bestand eines 
Patents können auch Patentanwältinnen oder 
Patentanwälte im Sinne von Artikel 2 des Pa-
tentanwaltsgesetzes vom 20. März 2009 als 
Parteivertretung vor dem Bundespatentgericht 
auftreten, sofern sie den Patentanwaltsberuf 
unabhängig ausüben.

2 Die unabhängige Ausübung ihres Berufes ist 
auf Aufforderung des Bundespatent gerichts 
mittels geeigneter Unterlagen nachzuweisen.
3 Patentanwältinnen oder Patentanwälte im 
Sinne von Artikel 2 des Patentanwalts gesetzes 
vom 20. März 2009 erhalten in allen Verhand-
lungen vor dem Bundes patentgericht Gelegen-
heit zur technischen Erörterung des Sachver-
halts.
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Gliederungstitel vor Art. 30

4. Abschnitt: 
Prozesskosten und unentgeltliche 
Rechtspflege in zivilrechtlichen 
Verfahren

Art. 34 Abs. 2 dritter Satz

2 …  
 
 
 
 
 
 
 
                                                        ... Der An-
spruch des Bundes auf Ersatz verjährt zehn 
Jahre nach dem rechtskräftigen Abschluss des 
Verfahrens.

4. Abschnitt: Prozesskosten und unent-
geltliche Rechtspflege

Art. 34 Liquidation der Prozesskosten 
bei unentgeltlicher Rechtspflege

1 Unterliegt die unentgeltlich prozessführende 
Partei, so werden die Prozesskosten wie folgt 
liquidiert:
a. Die unentgeltliche Rechtsbeiständin oder 

der unentgeltliche Rechtsbeistand wird vom 
Bundespatentgericht angemessen entschä-
digt.

b. Die Gerichtskosten gehen zulasten des 
Bundespatentgerichts.

c. Der Gegenpartei werden die Vorschüsse, 
die sie geleistet hat, zurücker stat tet.

d. Die unentgeltlich prozessführende Partei 
hat der Gegenpartei die Partei ent-
schädigung zu bezahlen.

2 Obsiegt die unentgeltlich prozessführende 
Partei und ist die Parteientschädigung bei der 
Gegenpartei nicht oder voraussichtlich nicht 
einbringlich, so wird die unent geltliche Rechts-
beiständin oder der unentgeltliche Rechtsbei-
stand aus der Gerichts kasse angemessen 
entschädigt. Die unentgeltlich prozessführende 
Partei hat der Gerichtskasse Ersatz zu leisten, 
wenn sie später dazu in der Lage ist.
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Gliederungstitel vor Art. 34a

5. Abschnitt:  
Prozesskosten in verwaltungsrechtli-
chen Beschwerdeverfahren

Art. 34a
Die Prozesskosten in verwaltungsrechtlichen 
Beschwerdeverfahren richten sich nach dem 
Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezem-
ber 196836. Treten Patentanwältinnen oder 
Patentanwälte, die den Patentanwaltsberuf 
unabhängig ausüben, in verwaltungsrechtli-
chen Beschwerdeverfahren als Parteivertrete-
rinnen beziehungsweise als Parteivertreter auf, 
so wird ihre Entschädigung sinngemäss nach 
der berufsmässigen anwaltlichen Vertretung 
bestimmt.

Gliederungstitel vor Art. 35

6. Abschnitt: Prozessleitung und pro-
zessuales Handeln

Art. 35

Aufgehoben

36 SR 172.021

5. Abschnitt: Prozessleitung und pro-
zessuales Handeln

Art. 35 Instruktionsrichterin oder Instruk-
tionsrichter

1 Die Präsidentin oder der Präsident leitet als 
Instruktionsrichterin beziehungsweise Instrukti-
onsrichter das Verfahren bis zum Entscheid. 
Mit dieser Aufgabe kann sie oder er betrauen:
a. eine andere juristisch ausgebildete Richte-

rin oder einen anderen juristisch ausgebil-
deten Richter; oder

b. die zweite hauptamtliche Richterin oder den 
zweiten hauptamtlichen Richter.

2 Die Instruktionsrichterin beziehungsweise der 
Instruktionsrichter kann jederzeit eine Richterin 
oder einen Richter mit technischer Ausbildung 
beiziehen; diese oder dieser hat beratende 
Stimme.
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Art. 36 Abs. 1 erster Satz, 1bis und 3 erster 
Satz
1 In zivilrechtlichen Verfahren bestimmt die 
Instruktionsrichterin oder der Instruktionsrichter 
eine der Amtssprachen als Verfahrenssprache. 
…
1bis In verwaltungsrechtlichen Beschwerdever-
fahren ist die Sprache des angefochtenen 
Entscheids massgebend. Verwenden die Par-
teien eine andere Amtssprache, so kann das 
Verfahren in dieser Sprache geführt werden.

3 Mit Zustimmung der Instruktionsrichterin oder 
des Instruktionsrichters und der Parteien kann 
auch die englische Sprache verwendet werden. 
… 

Gliederungstitel vor Art. 37

7. Abschnitt: Gutachten

Art. 37 Abs. 2 und 3 erster Satz

2 Die Parteien erhalten Gelegenheit, zum Gut-
achten Stellung zu nehmen.

Art. 36 Verfahrenssprache

1 Das Gericht bestimmt eine der Amtssprachen 
als Verfahrenssprache. Auf die Sprache der 
Parteien wird Rücksicht genommen, sofern es 
sich um eine Amts spra che handelt.

2 Jede Partei kann sich bei Eingaben und 
mündlichen Verhandlungen einer anderen 
Amtssprache als der Verfahrenssprache bedie-
nen.
3 Mit Zustimmung des Gerichts und der Partei-
en kann auch die englische Sprache benutzt 
werden. Das Urteil und verfahrensleitende 
Anordnungen werden in jedem Fall in einer 
Amtssprache abgefasst.
4 Reicht eine Partei Urkunden ein, die weder in 
einer Amtssprache noch im Falle von Absatz 3 
in englischer Sprache abgefasst sind, so kann 
das Bundespatentgericht mit dem Einverständ-
nis der Gegenpartei darauf verzichten, eine 
Übersetzung zu verlangen. Im Übrigen ordnet 
es eine Übersetzung an, wo dies notwendig ist.

6. Abschnitt: Gutachten

Art. 37
1 Die sachverständige Person erstattet ihr Gut-
achten schriftlich.
2 Die Parteien erhalten Gelegenheit, zum Gut-
achten schriftlich Stellung zu nehmen.
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3 Erstattet eine technisch ausgebildete Richte-
rin oder ein technisch ausgebildeter Richter ein 
Fachvotum, so ist dies zu protokollieren. … 
 

Gliederungstitel vor Art. 38

8. Abschnitt: Stellungnahme zum 
Beweisergebnis

Art. 38
Nach Abschluss der Beweisabnahme gibt das 
Bundespatentgericht den Parteien auf begrün-
deten Antrag Gelegenheit, zum Beweisergebnis 
Stellung zu nehmen.

Gliederungstitel vor Art. 39

9. Abschnitt: 
Verfahren und Entscheid zur Erteilung 
und zur Änderung der Bedingungen 
einer Lizenz nach Artikel 40d des 
Patentgesetzes

Art. 39 Abs. 3

3 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der 
Zivilprozessordnung über das summarische 
Verfahren.

3 Bei besonderer Sachkunde einer technisch 
ausgebildeten Richterin oder eines technisch 
ausgebildeten Richters sind deren Fachvoten 
zu protokollieren. Die Par teien erhalten Gele-
genheit, zum Protokoll Stellung zu nehmen.

7. Abschnitt: Stellungnahme zum 
Beweisergebnis

Art. 38
Nach Abschluss der Beweisabnahme gibt das 
Bundespatentgericht den Parteien auf begrün-
deten Antrag Gelegenheit, zum Beweisergeb-
nis schriftlich Stellung zu neh men.

8. Abschnitt: Verfahren und Entscheid 
zur Erteilung und zur Änderung der 
Bedingungen einer Lizenz nach Artikel 
40d des Patentgesetzes

Art. 39
1 Das Verfahren zur Erteilung sowie zur Ände-
rung der Bedingungen einer Lizenz nach Artikel 
40d des Patentgesetzes vom 25. Juni 1954 
wird durch eine Klage eingeleitet, die in einer 
der Formen nach Artikel 130 der Zivilprozess-
ordnung zu stellen ist.
2 Es ist innerhalb eines Monats nach Anhebung 
der Klage durch Entscheid zu erle digen.
3 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der 
Zivilprozessordnung vom 19. Dezember 2008 
über das summarische Verfahren.
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Art. 41a Übergangsbestimmung zur Än-
derung des Patentgesetzes 
vom …

1 Beschwerdeverfahren gegen Verfügungen 
des IGE, die vor dem Inkrafttreten der Ände-
rung vom … dieses Gesetzes ergangen sind, 
richten sich nach dem bisherigen Recht.
2 Die Unvereinbarkeit gemäss Artikel 10 Ab-
satz 4, berufsmässig Dritte vor dem IGE zu 
vertreten, gilt nicht für hauptamtliche Richterin-
nen und Richter, die zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens der Änderung vom … dem Bundespa-
tentgericht angehören. Sie gilt auch nicht, 
wenn diese hauptamtlichen Richterinnen oder 
Richter wiedergewählt werden.
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